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Stadtrat 
Sitzung am Mittwoch, 30.04.2025 

- Ergänzung der Unterlagen - 

Öffentliche Tagesordnung  

 
19. Haushalt 2025 - Haushaltskonsolidierungskonzept 
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II/039/2025 
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23. Bürgerentscheid  
„Wohnraum in Hindenburgstraße und Umgebung erhalten" 
Änderungsantrag Nr. 044/2025 der AfD-Stadträte 
 

30/105/2025 
Beschluss 

26.1. Neuerlass der Zweckentfremdungsverbotssatzung 
bereits ordnungsgemäß nachgeladen 
 

30/102/2025 
Beschluss 
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OBM/13-2/RY001 Tel. 1984 Erlangen, 10. April 2025 
  

Anträge an die Stadtratsgremien;  
Einbringung als Antrag des Oberbürgermeisters; 
1. Sitzung des Stadtteilbeirates Büchenbach vom 11. März 2025 

I. Gemäß §2 Abs. 1 der Satzung der Stadt Erlangen über Orts- und Stadtteilbeiräte können die 
Stadtteilbeiräte in allen den Stadtteil betreffenden wichtigen Angelegenheiten Anträge stellen. Die 
Anträge der Stadtteilbeiräte können als Anträge des Oberbürgermeisters in die  
entsprechenden Stadtratsgremien eingebracht werden, wenn ein entsprechender Beschluss  
des Beirats vorliegt. 
Anbei folgender Antrag des Stadtteilbeirates Büchenbach der als Antrag des Oberbürgermeisters 
in ein entsprechendes Stadtratsgremium eingebracht werden soll: 
 
Antrag TOP 1 der Niederschrift 
Städtische Jugendsozialarbeit 

Frau Sand berichtet über die Arbeit der offenen/mobilen Jugendsozialarbeit 

- Die offene Jugendsozialarbeit bietet Menschen zwischen 10 und 27 Jahren sozialpädagogische 

Unterstützung vor Ort an. 

- Unabhängig von Nationalität, Religion oder Weltanschauung. 

- Bietet niederschwellige, offene Angebote und möchte ein vertrauensvoller, dauerhafter und 

verlässlicher Ansprechpartner*in sein. 

- In Erlangen gibt es fünf Einrichtungen der offenen Jugendsozialarbeit in Büchenbach, am Anger 

und in Bruck. 

Frau Sand erläutert, dass die Problematiken junger Menschen sehr vielfältig sind. Sie reichen von 

familiären Problemen, Beziehungskrisen, schulische oder berufliche Schwierigkeiten bis hin zu 

Straffälligkeiten, Drogenprobleme oder psychische Auffälligkeiten. Die offene Jugendsozialarbeit 

bietet 

Jugendlichen sozialpädagogische Hilfen und unterstützt bei der schulischen und beruflichen Aus-

bildung 

oder bei der Eingliederung in die Arbeitswelt. Soziale Benachteiligungen für junge Menschen sol-

len 

vermieden werden und eine gute soziale Integration soll gefördert werden. 

Die Einrichtung „GOWI 27“ ist ein Angebot für junge Menschen zwischen 10 und 27 Jahren aus 

dem 

Süden von Büchenbach. Das Angebot orientiert sich an den individuellen Bedürfnissen der Ju-

gendlichen 

und unterstützt diese ganzheitlich in ihrer Entwicklung. Hier findet Dienstag und Mittwoch ein offe-

ner 

Antrag gemäß § 28/ § 29 GeschO 
Eingang: 10.04.2025 
Antragsnr.: 025/2025 
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen 
Zust. Referat: II / 20 
mit Referat:  

Ö  19Ö  19
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Treff statt, Donnerstag der Mädchentreff und Freitag die Fahrradwerkstatt. 

Außerdem gibt es Gruppenangebote, Ausflüge, Projekte, Veranstaltungen und vieles mehr. 

Seite 3 

Im Jugendhaus West richtet sich das Angebot an alle jungen Menschen aus dem Stadtteil und 

orientiert 

sich an ihren Bedürfnissen und Interessen. Ergänzend zum Jugendhaus bietet die mobile 
Jugendsozialarbeit Unterstützung für Jugendliche im Bezirk Büchenbach Nord. 

Auch hier reicht das Angebot über den offenen Treff, Beratung, Aktionstagen und der Mädchen-

gruppe bis 

hin zu Fahrten, Ausflügen und medienpädagogische Angebote. 

Die mobile Jugendsozialarbeit ist am Montag und Donnerstag von 16:00 Uhr bis 19:30 Uhr unter-

wegs, 

Freitag nach Bedarf. 

Der Abenteuerspielplatz Taubenschlag bietet Kindern ab dem Schulalter die Möglichkeit, sich 

handwerklich-praktisch und motorisch auszuprobieren. Lebensfreude, Neugier, Kreativität und das 

Ausloten der eigenen Stärken und Grenzen stehen im Vordergrund. Erfahrene Sozialpädagog*in-

nen 

begleiten die Kinder und Jugendlichen und geben Hilfestellung. Eine Anmeldung ist nicht nötig. 

Frau Rudelt merkt an, dass GOWI 27 einen Förderverein hat. Frau Sand ergänzt, dass z. B. 

Spenden für 

den Abenteuerspielplatz jederzeit möglich sind. 

Auf Nachfrage des Beirates teilt Frau Sand mit, dass es aktuell 2 Wegfallvermerke in ihrem 
Sachgebiet gibt. Daraufhin stellt der Stadtteilbeirat Büchenbach einstimmig folgenden An-
trag: 
Die KW-Vermerke bei der mobilen Jugendsozialarbeit und dem Abenteuerspielplatz Tau-
benschlag 
sollen gestrichen werden. Temporäre Vakanzen dürfen kein Nachteil für die Jugendsozial-
arbeit in 
Büchenbach sein. 

 
 

II. Kopie <OBM/Dr. Janik> m. d. B. um Freigabe des Antrages des Stadtteilbeirates; zur Einbringung 
in die entsprechenden Stadtratsgremien. 

III. Kopie z. V. 
 
i.A. 
Maroke 
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Barbara Grille M.A. 
ÖDP-Stadt- und Bezirksrätin 

Vogelherd 2, 91058 Erlangen 
_______________________________________________________________ 
An den Oberbürgermeister 

der Stadt Erlangen  

Rathausplatz 1 

91052 Erlangen 

Erlangen, den 9. April 2025 
 

Dringlichkeitsantrag zur nächsten Stadtratssitzung am 30. April 2025 zu den 
aktuellen Konsolidierungsmaßnahmen: Einführung einer Erlanger City-Taxe 
 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 

die Haushaltssituation unserer Stadt Erlangen ist dramatisch. Aus diesem Grund müssen 
Einsparungen erfolgen, aber auch neue Einnahmequellen erschlossen werden. 
Voller Stolz wurde in der März-Ausgabe der Erlanger Stadtzeitung „Rathausplatz 1“ 
dargestellt, dass es im Jahre 2024 in Erlangen 687.859 Übernachtungen gegeben hat – ein 

neuer Rekord!  
Daher beantrage ich, dass  …  
 

1. … umgehend beschlossen wird, für jede Übernachtung eine City-Taxe von mindestens  
2 € entrichten zu lassen. Sollten die Zahlen auch 2025 gleichbleiben bzw. sich sogar 
steigern, würde dies den Haushalt um mindestens 1.375.000 € entlasten. Kinder sind 

von dieser Regelung auszunehmen. 
 

2. … mit diesen Mitteln nicht nur das Lesecafé (Konsolidierungscheck Liste Referat VI, 
Nr. 15), sondern auch die Sportfördermittel (Konsolidierungscheck Liste Referat I, 
Nr. 10) und die Angebote im Seniorenamt / Seniorenfahrten (Konsolidierungscheck 
Liste Referat V, Nr. 5) erhalten sowie die Hundesteuer gänzlich abgeschafft (u.a. 
wg. Bürokratieabbau!) und weitere Klimaschutzmaßnahmen intensiviert - statt 
reduziert - werden. 

 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Barbara Grille  
ÖDP-Stadträtin 

Antrag gemäß § 28/ § 29 GeschO 
Eingang:  11.04.2025 
Antragsnr.: 026/2025 
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen 
Zust. Referat: Klärung durch RB 
mit Referat:  

Ö  19Ö  19
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OBM/13-2/SN014 T. 2122 Erlangen, 11. April 2025 
  

Anträge an die Stadtratsgremien;  
Einbringung als Antrag des Oberbürgermeisters; 
2. Sitzung des Nachhaltigkeitsbeirats vom 3. April 2025 

I. Gemäß 28 / § 29 GeschO kann der Nachhaltigkeitsbeirat Anträge stellen. Die Anträge des Nach-
haltigkeitsbeirats können als Anträge des Oberbürgermeisters in die entsprechenden Stadtrats-
gremien eingebracht werden, wenn ein entsprechender Beschluss des Beirats vorliegt. 
Anbei folgender Antrag des Nachhaltigkeitsbeirats, der als Antrag des Oberbürgermeisters in ein 
entsprechendes Stadtratsgremium eingebracht werden soll: 
Antrag TOP 2.1 der Niederschrift 
Antrag des Nachhaltigkeitsbeirats zum Haushaltskonsolidierungskonzept gemäß 
Vorlage 13/245/2025, Konsolidierungscheck Liste Ref. VI, Nr. 15 
 
Die Räume der vhs, die durch den Lesecafé Anständig Essen e.V. bewirtschaftet werden, bieten 
der Stadtgesellschaft eine feste Anlaufstelle für Bildung für Nachhaltige Entwicklung, Ernährung- 
und Gesundheitsbildung. Das Angebot des Vereins unterstützt die Stadt darüber hinaus bei der 
Umsetzung ihrer Ziele im Klimaaufbruch und bietet ein von Veranstaltungen unabhängiges und 
niedrigschwelliges Angebot an nötigem Transformationswissen. Die Außenwirkung der vhs im 
Stadtbild wird durch das Lesecafé verstärkt und der Fokus auf Nachhaltigkeit glaubhaft repräsen-
tiert. 

 
Noch wichtiger sowohl für die Stadtgesellschaft als auch für den Klimaschutz wirkt aber die Funktion 
als Treffpunkt und Multiplikator-Adresse für ein reges Vereinsleben. Im Lesecafé werden – orga-
nisch gewachsen und durch zivilgesellschaftliches Engagement ermöglicht - ehrenamtliche Struk-
turen unterstützt, die weit in die Stadtgesellschaft hineinwirken und die Bemühungen der Stadt er-
gänzen und verstärken und nicht zuletzt Kosten für die Stadtgesellschaft sparen. 

 
Ein fehlendes Stadtteilhaus Innenstadt kann durch die Arbeit des Lesecafés zu einem großen Teil 
ausgeglichen werden. Die Knappheit an bezahlbarem Raum für Vereinsleben und öffentliche (Bil-
dung-)Veranstaltungen wird mit dem Lesecafé überwiegend kompensiert sowie die sinnvolle Mehr-
fachnutzung von Fläche verwirklicht. Mit dem Ende der Anmietung würde die Stadt den einzigen 
Ort in der Innenstadt verlieren, an dem Transformation und Klimaschutz für die Stadtgesellschaft 
(be-)greifbar und erlebbar ist. Sie würde aber auch einen großen Teil des ehrenamtlichen Engage-
ments im Klimaschutz verlieren.  
 
Nach ausführlicher Diskussion verabschiedet der Nachhaltigkeitsbeirat mit 22 ja Stimmen 
und 1 nein Stimmen bei 23 Anwesenden folgende Ausführung, die in einen Antrag mündet: 

Der Nachhaltigkeitsbeirat der Stadt Erlangen beantragt die Rücknahme von Vorschlag Nr. 15/ Amt 
24 „Ende einer Anmietung“ (Räumlichkeiten vhs/ Lesecafé) und seine Entfernung von der Liste 
des sog. Konsolidierungschecks Referat VI. 

II. Kopie <OBM/Dr. Janik> m. d. B. um Freigabe des Antrages des Nachhaltigkeitsbeirats; zur Ein-
bringung in die entsprechenden Stadtratsgremien. 

III. Kopie <13-2> z. V. „Nachhaltigkeitsbeirat – 2. Sitzung vom 3. April 2025“ 
i.A. 
Steger 

Antrag gemäß § 28/ § 29 GeschO 
Eingang: 11.04.2025 
Antragsnr.: 027/2025 
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen 
Zust. Referat: Klärung durch RB 
mit Referat:  

Ö  19Ö  19
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erlanger linke - Rathausplatz 1 - 91052 Erlangen  Telefon 09131/86-1789 
mail: erlanger-linke@stadt.erlangen.de  Web: www.erlanger-linke.de   Seite 1/1 

Stadtratsgruppe für soziale Politik 
 

         Erlangen, den 14.04.2025 
 

Änderungsantrag zum Konsolidierungscheck:  
Aufwandsentschädigung für Stadträte einfrieren 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 
 
Wir beantragen: 

 
In der Konsolidierungsliste wird ergänzt, dass die Aufwandsentschädigungen für Stadträ-
tinnen und Stadträte bis einschließlich 2028 nicht erhöht werden. Eine nachholende Er-
höhung findet nicht statt. 
 

 
Begründung: 
 
Die Aufwandsentschädigungen sind direkt an den Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes 
gekoppelt. Die dort gerade erzielte Einigung sieht Erhöhungen um etwa 6% bis März 
2027 vor. Wir halten es für das falsche Signal, wenn in Zeiten scharfer Sparmaßnahmen 
die Aufwandsentschädigungen für Stadträte weiter ansteigen. Unser Antrag sieht keine 
Rücknahme bereits erfolgter Erhöhungen vor. Die Höhe der Einsparungen ist nach unse-
ren Schätzungen ein mittlerer fünfstelliger Betrag im Jahr. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
    Gabi Stadlbauer  Lukas Eitel 
    (Stadträtin) (Stadtrat) 
 

Antrag gemäß § 28/ § 29 GeschO 
Eingang: 14.04.2025 
Antragsnr.: 028/2025 
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen 
Zust. Referat: Klärung durch RB 
mit Referat:  

Ö  19Ö  19
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Stadtratsgruppe für soziale Politik 
 

         Erlangen, den 14.04.2025 
 

Änderungsantrag zum Konsolidierungscheck Liste Ref VI Nr. 26:  
Finanzierung von Fraktionsbüros umstellen 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 
 
Wir beantragen: 

 
Die Stadt stellt den Fraktionen und Ausschussgemeinschaften keine Büros mehr zu Ver-
fügung. Ersetzend wird ein Zuschuss (ggf. in Form einer Erhöhung des Fraktionsge-
schäftsführungszuschuss) an die Fraktionen und Ausschussgemeinschaften ausgezahlt, 
der der eigenen Anmietung von Büroflächen dient. Die Anmietung Nägelsbachstraße 49a 
kann so durch die Stadt aufgegeben werden. In die bisherigen Fraktionsräume im Rat-
haus können städtische Einrichtungen einziehen, die bisher in extern angemieteten Flä-
chen arbeiten. 
 

 
Begründung: 
 
Je nach Höhe des Zuschusses an die Fraktionen und Ausschussgemeinschaften kann 
sogar eine höhere Einsparsumme als 10.000€ im Jahr erzielt werden.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
    Gabi Stadlbauer  Lukas Eitel 
    (Stadträtin) (Stadtrat) 
 

Antrag gemäß § 28/ § 29 GeschO 
Eingang: 14.04.2025 
Antragsnr.: 029/2025 
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen 
Zust. Referat: Klärung durch RB 
mit Referat:  

Ö  19Ö  19
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Stadtratsgruppe für soziale Politik 
 

         Erlangen, den 14.04.2025 
 

Änderungsantrag zum Konsolidierungscheck Liste Ref. II:  
Gewerbesteuer einbeziehen 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 
 
Wir beantragen: 

 
Die Stadt Erlangen erhöht den Hebesatz der Gewerbesteuer auf das Münchner 

Niveau von 490 Punkten. 

 

Hilfsweise: Die Stadt Erlangen erhöht den Hebesatz der Gewerbesteuer auf das 

Augsburger Niveau von 470 Punkten. 

 

Hilfsweise: Die Stadt Erlangen erhöht den Hebesatz der Gewerbesteuer auf das 

Nürnberger Niveau von 467 Punkten. 

 
 

Begründung: 
 
Die Gewerbesteuer ist eine der wenigen Stellschrauben, mit der die Stadt Erlangen ihre 
Einnahmesituation verbessern kann. Wir halten das in dieser Situation für erforderlich, 
um die Handlungsfähigkeit der Stadt zu sichern. 
Beim Hebesatz orientieren wir uns an anderen großen und erfolgreichen Kommunen in 
Bayern. Mindestens die Anhebung aufs Nürnberger Niveau ist allein schon geboten, um 
sich in der Metropolregion nicht gegenseitig mit den Hebesätzen Konkurrenz zu machen. 
 
Die bisher vorgeschlagenen Kürzungen, Steuer- sowie Gebührenerhöhungen belasten 
u.a. Arme, Eltern, Mitarbeitende der Stadt, Mietende, Eigenheimbewohnende, flächenin-
tensives Gewerbe und alle, die auf eine funktionierende Stadtverwaltung angewiesen 
sind. Nicht zur Kasse gebeten werden Vermieter und vor allem profitable Unternehmen. 
Mit unserem Antrag korrigieren wir diese Schieflage. 
 
Wir bitten die Kämmerei, den exakten prognostizierten Mehrertrag zu ermitteln. Nach un-
seren Berechnungen würde schon eine Anpassung an das Nürnberger Niveau über ein 
Drittel des Konsolidierungsziels erreichen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
    Gabi Stadlbauer  Lukas Eitel 
    (Stadträtin) (Stadtrat) 
 

Antrag gemäß § 28/ § 29 GeschO 
Eingang: 14.04.2025 
Antragsnr.: 030/2025 
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen 
Zust. Referat: Klärung durch RB 
mit Referat:  

Ö  19Ö  19
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Stadträte  
Prof. Dr. Holger Schulze 
str.holger.schulze@stadt.erlangen.de 
 

Michael Székely 
str.michael.szekely@stadt.erlangen.de 
 
Geschäftsführer 
Felix Braun 
fdp.stadtraete@stadt.erlangen.de  
      
 

      
 

Dringlichkeitsantrag an den Stadtrat zur Haushaltskonsolidierung:            22.04.2025 

Angleichung der Betreuungsschlüssel der Kitas zwischen städtischen Einrichtungen und denen der 
freien Träger 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 
hiermit beantragen wir, die Betreuungsschlüssel der Kitas zwischen städtischen Einrichtungen und 
denen der freien Träger anzugleichen. 
Die finanziellen Auswirkungen des Beschlusses sind in das Haushaltskonsolidierungskonzept der 
Stadt Erlangen aufzunehmen. 
 
Begründung: 
Laut einer Berechnung der freien Träger Erlanger Kitas liegen die Betreuungsschlüssel städtischer 
Kitas mit 7,7 deutlich unter denen der freien Träger mit 9,5. 
Aus dieser Ungleichheit ergibt sich nicht nur eine Gerechtigkeitslücke, da es praktisch dem Zufall 
überlassen ist, ob ein Kind an einem Ort in Erlangen lebt, der von einer städtischen Einrichtung mit 
einem sehr guten Betreuungsschlüssel versorgt wird, oder von einer Einrichtung unter freier 
Trägerschaft mit einem deutlich schlechteren Betreuungsschlüssel. Da rund 80% der Kitaplätze auf 
freie Träger entfallen, kommt also nur eine Minderheit von rund einem Fünftel der Erlanger Kinder in 
den Genuss der bessere Betreuungsschlüssel. 
Noch schwerwiegender aber ist der Umstand, dass rund 300 Plätze, welche die freien Träger 
zusätzlich anbieten könnten, gar nicht genutzt werden können, da diese auf dem Markt schlicht kein 
Personal gewinnen können. Während also manche Kinder Dank des großzügigen 
Betreuungsschlüssels der städtischen Einrichtungen überdurchschnittlich gut betreut werden, finden 
andere Eltern für ihre Kinder gar keinen KiTa-Platz – ein aus unserer Sicht untragbarer Zustand! 
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Um Belastungen und Herausforderungen sowohl für die städtischen Kindereinrichtungen, als auch 
für die der freien Träger gleichmäßig zu verteilen, soll ein gemeinsamer Verteilermechanismus 
angestrebt werden. Denn eine Angleichung der Betreuungsschlüssel würde all diese Probleme und 
Ungerechtigkeiten lösen, da hierdurch nach Berechnungen der freien Träger fast 34 Stellen bei den 
städtischen Einrichtungen wegfallen würden, welche dann bei den freien Trägern eingesetzt und so 
dringend benötigte zusätzliche Betreuungsplätze schaffen könnten.  
Für den städtischen Haushalt würde dies eine Entlastung im deutlich siebenstelligen Bereich 
bedeuten, wir rechnen mit rund 1,5 Millionen Euro. 
 
Begründung der Dringlichkeit: 
Aufgrund des geplanten Termins für die Finalisierung des Haushaltskonsolidierungskonzepts mit 
Beschluss in der Stadtratssitzung im April und der hohen potentiellen Entlastung im Rahmen dieses 
Konzepts beantragen wir, unseren Antrag bereits in der Stadtratssitzung im April abzustimmen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

Prof. Dr. Holger Schulze     Michael Székely 
FDP-Stadtrat       FDP-Stadtrat 
 
Dr. Annika Clarner     Christian Lehrmann 
CSU-Stadträtin      CSU-Stadtrat 
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Stadtratsgruppe für soziale Politik 
 

         Erlangen, den 24.04.2025 
 

Änderungsantrag zu Konsolidierungscheck Referat VI:  
Einnahmen durch Zweckentfremdungsverbotssatzung erhöhen 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 
 
Wir beantragen: 

 
Konsolidierungscheck Liste Referat VI Nr. 2 wird geändert. Statt Einstellung des Vollzugs 
wird die Satzung so geändert, dass die darüber erhobenen Gebühren die Kosten des 
Vollzugs der Satzung decken. 
 

 
Begründung: 
 
Das Verbot einer Zweckentfremdung halten wir vor allem deswegen für so wichtig, weil 
damit bestehender – also potentiell günstiger – Wohnraum gesichert bzw. dem Markt zu-
geführt werden kann. Sieht man von dem mit Unterstützung durch öffentliche Gelder ge-
schaffenen Wohnungsbau ab, kann der fehlende günstige Wohnraum durch Neubau 
nicht mehr geschaffen werden. Jegliche Maßnahme, die zum Ziel hat, bestehende und 
damit auch zu günstigeren Preisen vermietbare Objekte am Markt zu halten, ist wichtig. 
Die Stadt Erlangen sollte hierauf nicht verzichten. 
 
Die Stadt Erlangen hatte die Satzung in Anerkennung der mehr als angespannten Woh-
nungsmarktsituation in Anlehnung an die Nürnberger Regelung zu Beginn des Jahres 
2020 eingeführt. Die Satzung verbietet, dass Wohnungen länger leer stehen, umgewan-
delt werden (z. B. in Büros) oder abgerissen werden (oder verlangt die Schaffung von Er-
satzwohnraum). 
 
Bei Einführung der Zweckentfremdungsverbotssatzung schätzte die Verwaltung die Lage 
auf dem Wohnungsmarkt und deren Tendenz wie folgt ein: 
 
„Die Situation auf dem Erlanger Wohnungsmarkt ist seit Jahren angespannt. Insbesonde-
re die Nachfrage nach preisgünstigem Wohnraum übersteigt regelmäßig das vorhandene 
Angebot. Immer mehr Haushalte haben Probleme, sich in Erlangen angemessen mit 
Wohnraum zu versorgen. Erlangen wird daher in der Mieterschutzverordnung der Bayeri-
schen Staatsregierung vom 16.07.2019 als Gebiet aufgeführt, in dem die ausreichende 
Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen im 
Sinne von §§ 556d, 558 und 577a BGB besonders gefährdet ist.“ 
SessionNet | Erlass der Satzung der Stadt Erlangen über das Verbot der Zweckentfrem-
dung von Wohnraum (Zweckentfremdungsverbotssatzung - ZwEVS); Antrag der Erlanger 
Linke vom 04.01.2020 
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Oberbürgermeister Dr. Janik bestätigte bereits im Wohnungsbericht 2022: 
 
„Auch die seit Januar 2020 gültige Zweckentfremdungsverbotssatzung konnte einen Bei-
trag zur Erhaltung von Wohnraum leisten.“   
https://erlangen.de/uwao-
api/faila/files/bypath/Dokumente/Bauen%20&%20Planen/Stadtentwicklung/611_b_wohnu
ngsbericht_stadt_erlangen_2022.pdf?tn=1&q=normal&s=list 
 
Trotz knapp kalkulierter personeller Ressourcen konnte die Verwaltung im Mai 2023 
nochmals über beachtliche Ergebnisse berichten und die Effizienz der Satzung und ihres 
Vollzugs eindrucksvoll dokumentieren: 
 
„In Vollzug der Zweckentfremdungsverbotssatzung (ZwEVS) konnten in Summe über alle 
Fallkonstellationen bisher 115 Objekte dauerhaft wieder dem Wohnungsmarkt zurückge-
führt werden.“   
SessionNet | Fragen zur Zweckentfremdungsverbotssatzung (ZwEVS); Beantwortung ei-
ner Anfrage der Stadtratsgruppe Erlanger Linke vom 22.05.2023 
 
Über die Wirksamkeit einer Zweckentfremdungsverbotssatzung hatte auch die Nachbar-
stadt Nürnberg im September 2023 ähnliche Erkenntnisse: 
 
„Seit Inkrafttreten der Satzung im Jahr 2019 konnten 221 Wohnungen nach Zweckent-
fremdung wieder dem regulären Wohnungsmarkt zugeführt werden. Die Herstellungskos-
ten dieser Flächen würden im geförderten Wohnungsbau rund 53,3 Millionen Euro betra-
gen.“   
https://www.nuernberg.de/presse/mitteilungen/pm_7719.html 
 
Orientiert an diesen Zahlen zeigt sich der Nutzen der Satzung besonders eindrucksvoll: 
Hätte die Stadt Erlangen den Anspruch gehabt, 115 geförderte Wohnungen bereitzustel-
len, hätte sie dies rund 28 Millionen Euro gekostet. 
 
Der Stadtrat kann die Personalstelle zum Vollzug der Satzung schlicht von der Strei-
chungsliste nehmen. Alternativ machen wir mit diesem Antrag einen Vorschlag, wie die 
Personalstelle, der Vollzug der Satzung und die angestrebte Sparsumme erreicht wird. 
Beides ist geeignet, dass Kommunalwahlprogramm der SPD von 2020 umzusetzen: „Die 
Zweckentfremdungssatzung werden wir konsequent anwenden.“ 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
    Gabi Stadlbauer  Lukas Eitel 
    (Stadträtin) (Stadtrat) 
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Herrn 
Oberbürgermeister 
Dr. Florian Janik 
91052 Erlangen 
 

Antrag zum Haushaltskonsolidierungskonzept/Konsolidierungscheck: 
Änderungs- bzw. Ergänzungsanträge 

 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 

wir stellen zum Haushaltskonsolidierungskonzept/Konsolidierungscheck 
folgende Änderungs- bzw. Ergänzungsanträge: 

1. I/12 Mobile Toiletten: Die Position wird gestrichen. 

2. I/19 Stilllegung von Matschanlagen: Die Position wird auf 10.000 Euro 
festgelegt; die Verwaltung legt im Nachgang fest, welche der 
Matschanlagen geöffnet bleiben. Der Schwerpunkt soll dabei in Gebieten 
mit hohem Mehrfamilienhausanteil liegen. 

3. Auf der Liste von Referat II wird eine Position „Reduzierung der städtischen 
Kostenübernahme bei der Bergkirchweih“ ergänzt und mit 30.000 Euro ab 
2027 festgesetzt; Ziel sollte sein, die Reduzierung des städtischen Anteils 
durch Kosteneinsparungen zu erreichen und nicht durch zusätzlich erhöhte 
Beiträge der Wirte. 

4. II/19 Stadtteilkirchweihen: Die Position wird gestrichen. 

5. Auf der Liste von Referat IV wird eine Position „Verdoppelung der Preise 
für Erwachsenen-Workshops im Kunstpalais“ ergänzt und ab 2026 
festgelegt. Den konkreten Betrag ermittelt Amt 47 im Nachgang. 

6. IV/5 Zuschuss MiBe: Die Position wird auf 36.000 Euro festgelegt. Dies 
entspricht einer Zuschusskürzung von 10 Prozent. 

7. IV/25 Angertreff: Die Verwaltung bespricht mit der Gewobau, ob diese den 
Angertreff als Treffpunkt für Vereine und möglicherweise auch für eigene 
Quartierangebote weiter betreiben kann. 

8. IV/27 Matschanlagen: Die Position wird analog zu I/19 auf 1.500 Euro 
festgelegt. 

9. V/23 Catering KiTas: Die Verwaltung legt vor der Neuausschreibung 
verschiedene Möglichkeiten vor, wie der Einsparbetrag erreicht werden 
könnte; es werden auch andere Optionen als die Reduzierung des Bio-
Anteils dargestellt (z.B. weniger Fleischgerichte). 

10. VI/2 Zweckentfremdungssatzung: Die Satzung wird beibehalten, der 
Vollzug Amt 63 übertragen. Der Einsparbetrag bleibt daher unverändert. 
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11. VI/14 Brunnen: Der Betrag wird auf 10.000 Euro festgelegt. Die Verwaltung 
legt fest, welche Brunnen weiter betrieben werden, darunter ist in jedem 
Fall der Ohmbrunnen. 

12. VI/16 Menstruationsartikel: Die Position wird gestrichen. 

13. VI/36 Wohnungsbericht: Auf Druckexemplare wird komplett verzichtet. Die 
Verwaltung benennt den zusätzlichen Einsparbetrag. 

 

Freundliche Grüße 
 
Dr. Philipp Dees 
Fraktionsvorsitzender 
 
 

 
f.d.R. Katja Rabold-Knitter 
Geschäftsführerin der SPD-Fraktion 
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Herrn 
Oberbürgermeister 
Dr. Florian Janik 
91052 Erlangen 
 
Antrag zum Haushaltskonsolidierungskonzept/Konsolidierungscheck, 
Referat V: Frühkindliche Bildung stärken 

 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 
in den Kindertagesstätten wird sowohl von freien Trägern als auch von der 
Stadt Erlangen wertvolle Arbeit nicht nur in der Betreuung, sondern 
insbesondere in der frühkindlichen Bildung geleistet. Der Besuch einer 
Kindertagesstätte mit der dann möglichen pädagogischen Förderung ist 
wissenschaftlich erwiesen ein wesentlicher Ansatz, um Ungleichheiten im 
Bildungszugang, den Kinder aus ihrem Elternhaus mitbringen, 
auszugleichen. Frühkindliche Bildung ist zentral für das Ziel, dass kein Kind 
verloren geht. 
Gerade die städtischen KiTas leisten hier, insbesondere auch über die Spiel- 
und Lernstuben, seit Jahrzehnten Unterstützung, die weit über das 
hinausgeht, was der Freistaat Bayern über das BayKiBiG an frühkindlicher 
Förderung und Förderung von Schulkindern finanziert. Wie an vielen Stellen 
gleicht die Stadt auch hier Defizite des bayerischen Bildungswesens 
zumindest teilweise aus. 
Anders als in mancher Berichterstattung und manchem Schreiben der letzten 
Wochen dargestellt, ist gerade diese Ausrichtung der städtischen KiTas auf 
Förderung der Kinder über die Anforderungen des BayKiBiGs hinaus und der 
städtische Ansatz, auch Kinder mit nicht über das BayKiBiG zu 
refinanzierendem Förderbedarf in den städtischen KiTas zu betreuen und zu 
fördern, wesentlicher Grund dafür, dass die Stadt mit vermeintlich besseren 
Anstellungsschlüsseln bei den Fachkräften in KiTas arbeitet: Diese gleichen 
auch erhöhten Förderbedarf von Kindern in städtischen KiTas aus. 
Gleichwohl erscheint es in unseren Augen sinnvoll, zu prüfen, ob die 
städtischen KiTas und auch die Spiel- und Lernstuben in ihrer aktuellen, teils 
vor Jahrzehnten etablierten Struktur das Ziel, Bildungsdefizite 
auszugleichen, effizient erreichen oder sich die Zielsetzung auch mit einem 
veränderten Personalschlüssel möglicherweise sogar besser erreichen lässt. 
Aufgrund der notwendigen Haushaltskonsolidierung, aber auch des 
Fachkräftemangels bei der frühkindlichen Bildung sollten 
Effizienzressourcen bei der Förderung gehoben werden. 
 
Wir beantragen daher zum Haushaltskonsolidierungskonzept: 

1. Die Positionen V/12 und V/29 der Haushaltskonsolidierungsliste werden 
jeweils mit der Hälfte des bisher dort geführten Betrags angesetzt. 

2. Die Verwaltung stellt dem Stadtrat verschiedene Varianten dar, wie mit 
unterschiedlichen Personalschlüsseln und damit unterschiedlichen 
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Einsparbeträgen bis hin zu den ursprünglichen Ansätzen welche Ziele 
frühkindlicher Förderung erreicht werden können; dabei wird auch 
einbezogen, wie die freien Träger durch eine Neuausrichtung der freiwilligen 
Leistungen der Stadt dazu animiert werden können, Bildungsdefizite 
ebenfalls über die im BayKiBiG vorgesehenen Zuschlagsfaktoren hinaus 
auszugleichen. 

3. Der endgültige Beitrag aus diesen Ziffern zur Haushaltskonsolidierung wird 
nach Vorliegen des Konzepts möglichst bereits in den Haushaltsberatungen 
2026 beschlossen. 
 
 
 
 
Freundliche Grüße 
 
Dr. Philipp Dees 
Fraktionsvorsitzender 
 
 

 
f.d.R. Katja Rabold-Knitter 
Geschäftsführerin der SPD-Fraktion 
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ÖDP-Fraktion im Erlanger Stadtrat  
 
An den  
Oberbürgermeister der Stadt Erlangen  
Rathausplatz 1 
91054 Erlangen      Erlangen, den 29.4.25 

Änderungsantrag zum Stadtrat am 30.04.2025 – Top 19                                          
Haushalt 2025 - Haushaltskonsolidierungskonzept 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
wir beantragen nachstehende Änderung zum Haushaltskonsolidierungskonzept: 

Referat Amt Nr. Betrag was? 
OBM 13 14 65.000,00 € Klimabudgets Beiräte beibehalten 
OBM 13 19 27.000,00 € Nachhaltigkeitsbeiratsförderung beibehalten 

I 52 2 500,00 € Keine Kosten für die Ausleihung Spielepool 
I EB77 15 15.000,00 € Kein Abbau von Streukästen 
I EB77 22 5.000,00 € Kein Rückbau Pflanzkübel 
I EB77 23 20.000,00 € Kein Rückbau von Bänken mit Holzauflagen  
I EB77 25 10.000,00 € Kein Wegfall Sponsoring Budget Schulen  
I EB77 30 2.500,00 € Baumpatenschaften beibehalten 

I EB77 18 125.000,00 € 
Anzahl der Abfallbehälter beibehalten sowie 
kaputte weiterhin ersetzen 

II 23 19 30.000,00 € Orga übernehmen für Stadtteilkirchweihen 
II 23 20 50.000,00 € Waldweihnacht weiterhin veranstalten 

III 11 2 800,00 € 
Willkommensveranstaltung für neue 
Mitarbeitende durchführen  

IV 40 6 22.000,00 € Zuschuss Schul-Wasserspender beibehalten 

IV 40M 16/19/22 55.000,00 € 
Anrechnungsstunden bei städtischen Schulen 
(MTG / WIR / Technikerschule)  

IV 42 37 2.160,00 € Reinigungsdienstleistung Fahrbibliothek  
V 50 5 5.000,00 € Beibehaltung von Seniorenfahrten 
V 50 10 40.000,00 € Keine Streichung Energienotfallberatung 
V 51 18 3.000,00 € Öffentlichkeitsmaterialien selbst erstellen  
V 51 22 227.149,00 € Schulbegleitung Coaching-/Fachberatung  
V 51 23 200.000 € Beibehaltung Bio-Lebensmittel 
V EJC 40 45.000,00 € Niederschwellige Beratungsangebot erhalten  
VI 24 15 48.840,00 € Weitere Anmietung des vhs-Lesecafé 
VI VI 2 63.100,00 € Zweckentfremdungssatzung weiterführen 
VI VI 3 25.000,00 € Transportfahrräderverleih weiterführen  
VI 24 14 30.000,00 € Hitzeschutzmaßnahme Brunnen erhalten  
VI 24 28 75.000,00 € Benutzung öffentliche WCs kostenlos  
VII 31 4 1.000,00 € Nachhaltiges Beschaffung Metropolregion 
VII 31 10 5.000,00 € Budget Bereich Bildung (BNE) nicht kürzen  
VII 31 11 60.000,00 € Klimabildung Kindertagesstätten erhalten 

Ökologische Grüße 

Joachim Jarosch  Barbara Grille   Gerda Reitzenstein 
Fraktionsvorsitzender Stadträtin  Stadträtin 

Ökologisch-Demokratische 
Partei Erlangen 

  
ÖDP-Stadtratsfraktion: 

 

Joachim Jarosch (Vors.) 
Barbara Grille M.A. 

Gerda-Marie Reitzenstein 
 
 
Adresse: 
Rathausplatz 1 
91052 Erlangen 
Tel.: 09131/ 86-2493 
E-mail: 
oedp.fraktion@erlangen.de 
www.oedp-erlangen.de 
 
Geschäftsführung: 
Renate Lohmann  
 
Sprechzeiten / Zimmer 128: 
Dienstag 16.30 – 17.30 Uhr 
Donnerstag 16.00 – 18.00 Uhr 
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Herrn 
Oberbürgermeister 
Dr. Florian Janik 
91052 Erlangen 
 
 
Antrag zum Haushaltskonsolidierungskonzept/Konsolidierungscheck 
Referat VI/15: Ende einer Anmietung / Lesecafé „Anständig essen“ 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 

das Lesecafé „Anständig essen“ hat sich gemeinsam mit der VHS als 
Betreiberin im Bereich Nachhaltigkeit und Klimaschutz als beliebter 
Treffpunkt und Veranstaltungsort etabliert. Leider sind die Mietkosten durch 
den Eigentümer des Altstadtmarkts, inzwischen bekanntlich die Schwarz-
Gruppe, unverhältnismäßig hoch. Angesichts der Haushaltskrise kann die 
Stadt daher diese hohe Miete nicht mehr bezahlen. 
Da mit dem neuen Eigentümer die Neugestaltung des Areals nun ohnehin 
der jetzige Standort in der Altstadtmarktpassage begrenzt ist, ist eine 
alternative Lösung nötig, um das Lesecafé weiter zu betreiben. Insbesondere 
ist eine Ansiedlung im ZAM denkbar, von dem beide Einrichtungen profitieren 
könnten.  
Daher beantragt die SPD-Fraktion zu Punkt VI/15 des 
Haushaltskonsolidierungskonzepts: 
Die Verwaltung bemüht sich gemeinsam mit den Betreiber*innen des 
Lesecafés um alternative Möglichkeiten der Weiterführung, besonders der 
Bildungsangebote und wird hier vermittelnd sowie mit Vorschlägen tätig. 
Insbesondere geht sie hierfür auf das ZAM zu. 

 

 
Freundliche Grüße 
 
Dr. Philipp Dees 
Fraktionsvorsitzender 
 
 

 
f.d.R. Katja Rabold-Knitter 
Geschäftsführerin der SPD-Fraktion 
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Grüne Liste  Rathausplatz 1  91052 Erlangen 
 
 
Herrn 
Oberbürgermeister 
Dr. Florian Janik 
Rathausplatz 1 
91052 Erlangen 
 
 
 
 
Antrag zum Stadtrat am 30.04.25: Ö 19 Haushalt 2025  
- Kommunale Verpackungsteuer in Konsolidierungskonzept 
aufnehmen 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 

hiermit beantragen wir: 

 

• Die Verwaltung wird beauftragt, alle notwendigen Schritte zu unternehmen, um 
spätestens 2028, besser noch 2027 eine kommunale Verpackungssteuer 
einzuführen. 

• Die Einnahmen aus der kommunalen Verpackungssteuer werden im 
Haushaltskonsolidierungskonzept ab 2028 eingeplant.  

Die Einführung wird nach Möglichkeit in Abstimmung mit den Nachbarstädten Nürnberg und 
Fürth vorbereitet, muss jedoch notfalls unabhängig von anderen Städten in Bayern erfolgen. 
Die Verwaltung beantragt die Genehmigung der Verpackungssteuer beim Bayerischen 
Innenministerium und schöpft notfalls die erforderlichen Rechtsmittel aus. 

 

Begründung: 

Die Einführung einer Kommunalen Verpackungssteuer wird von mehreren Fraktionen sowie 
vom Stadtteilbeirat Innenstadt gefordert. Sie kann u.a. zu einer Reduzierung des 
Müllaufkommens im öffentlichen Raum, insbesondere in der Innenstadt dienen und damit zu 
einer Reduktion der (viel zu) hohen Reinigungungskosten. Die bisherige Haltung der 
Verwaltung, dass man auf eine bundesweit oder landesweit einheitliche Regelung warten 
will, bewirkt eine Vertagung auf den „Sanktnimmerleinstag“. Auch der vorgeschlagene Weg, 
die Steuer über den Bayerischen Städtetag zu lancieren ist nicht zielführend: Erstens würden 
diese Abstimmungsprozesse zu lang dauern, und zweitens ignoriert die Bayerische 
Staatsregierung regelmäßig Forderungen bzw. Vorschläge des Städtetags.   
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Auch in Baden Württemberg musste EINE Stadt ein Vorreiterrolle einnehmen und hat nicht 
auf eine gemeinsame Linie mit anderen Kommunen gewartet. Das bedeutet: Auch in Bayern 
muss eine Kommune die „Erste“ sein – warum nicht Erlangen? 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Eva Linhart, Sprecherin für Energie, Finanzen & Haushalt 
gez. Peter Weierich, Sprecher für Nachhaltigkeit 
gez. Andrea Winner, Fraktionsvorsitzende 
 
 
 
F.d.R.: Wolfgang Most (Geschäftsführung 
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Grüne Liste  Rathausplatz 1  91052 Erlangen 
 
 
Herrn 
Oberbürgermeister 
Dr. Florian Janik 
Rathausplatz 1 
91052 Erlangen 
 
 
 
 
Antrag zum Stadtrat am 30.04.25 | Ö 19 Haushalt 2025: 
Erhalt Veranstaltungsfunktion Stadtteilkirchweihen & Einbeziehung 
Bergkirchweih  
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,  
 
die Stadtteilkirchweihen sind ein sehr wichtiger Ort des Zusammenhalts unserer 
Stadtgesellschaft. Durch den vorgeschlagenen Entfall der Veranstalterfunktion der Stadt 
Erlangen für die Stadtteilkirchweihen zur Einsparung dieses Betrags (30.000 €), wären diese 
in ihrer Durchführung gefährdet und könnten möglicherweise nicht mehr in der bisherigen 
Form stattfinden.  
 
Andererseits könnte durch eine Reduzierung der bisher stattfindenden (indirekten) 
Unterstützung der Bergkirchweih um eben diesen Betrag (30.000 €), teilweise auch 
auswärtige Besuchende der Bergkirchweih zur Leistung eines Beitrags in dieser schwierigen 
finanziellen Situation der Stadt mit herangezogen werden. Denn nicht alle bei der Stadt 
Erlangen durch die Bergkirchweih anfallenden Kosten (wie z. B. städtisches Personal) 
werden bei der jährlichen Berechnung berücksichtigt.  
 
Wir beantragen daher,  
 

• Streichung der Position II/19 „Keine Übernahme der Veranstaltungsfunktion für 
Stadtteilkirchweihen“ der Konsolidierungsliste in der gesamten Höhe von 30.000 €  

• Ergänzung der Konsolidierungsliste um eine Position „Reduzierung der (indirekten) 
Unterstützung der Bergkirchweih durch die Stadt Erlangen“ in Höhe von 30.000 €  

 
 
gez. Marcus Bazant 
gez. Eva Linhart, Fraktionsvorsitzende 
 
 
 
F.d.R.: Wolfgang Most (Geschäftsführung 
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Grüne Liste  Rathausplatz 1  91052 Erlangen 
 
 
Herrn 
Oberbürgermeister 
Dr. Florian Janik 
Rathausplatz 1 
91052 Erlangen 
 
 
 
 
 
 
 
Antrag zum Stadtrat am 30.04.25 | Ö 19 Haushalt 2025: 
Option „freiwillig mehr“ für Kultur- und Freizeiteinrichtungen 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,  
 
wir beantragen im Rahmen der Haushaltskonsolidierung, dass städtische Kultur- und 
Freizeiteinrichtungen - sofern sie Eintritt verlangen - eine Option „freiwillig mehr“ einführen. 
Diese soll die Möglichkeit bieten eine kleine Spende auf den Eintrittspreis aufzuschlagen. 
 
 
gez. Marc Urban, Sprecher für Kultur & Freizeit 
gez. Eva Linhart, Fraktionsvorsitzende 
 
 
 
F.d.R.: Wolfgang Most (Geschäftsführung 
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Grüne Liste  Rathausplatz 1  91052 Erlangen 
 
 
Herrn 
Oberbürgermeister 
Dr. Florian Janik 
Rathausplatz 1 
91052 Erlangen 
 
 
 
 
Änderungsanträge zum Stadtrat am 30.04.25: 
Ö 19 Haushalt 2025 - Haushaltskonsolidierungskonzept  
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,  
 
wir beantragen folgende aufgelistete Veränderungen des Ergebnishaushalts zu streichen 
und diese Kürzungen nicht umzusetzen: 
 
Referat Amt  Lfd. Nr. Bezeichnung der Maßnahmen 
    
I 52 2 Nutzungsgebühr für Spielepool einführen 
I 52 7 Übernahme des Röthelheimbades durch die ESTW 
I EB77 19 Stilllegung von Matschanlagen, Einsparung Sandtausch, 

Inbetriebnahme und Einwinterung 
I KVÜ 36 Optimierung der Wirtschaftlichkeit der 

Verkehrsüberwachung im Stadtgebiet 
II 23 19 Keine Übernahme der Veranstaltungsfunktion für 

Stadtteilkirchweihen 
IV 41 25 Angertreff aufgeben 
IV 41 27 Stilllegung von Matschanlagen 
V 51 23 Anteil an Bio-Lebensmitteln und Zertifikaten 
V 51 29 Freiwillige Leistungen (Miet-, Bauunterhalts-, 

Ausstattungszuschüsse) kürzen bzw. abschaffen 
VI VI 1 Aussetzung Baukunstbeirat bis 2028 
VI VI 2 Einstellung Vollzug Zweckentfremdungsverbotssatzung 
VI 24 14 öffentliche Brunnen außer Betrieb setzen 
VI 24 15 Ende einer Anmietung/Lesecafé 
VI 66 47 AGFK Standard reduzieren 
VI 66 52 Mobiles Geschwindigkeitsdisplay der Verkehrswacht künftig gegen 

Weiterverrechnung der Personal- und Gerätekosten umsetzen 
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gez. Eva Linhart, Sprecherin für Finanzen & Haushalt 
gez. Dominik Sauerer, Fraktionsvorsitzender 
 
 
 
F.d.R.: Wolfgang Most (Geschäftsführung 
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Erlangen, 29.04.2025  

  

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,  

  

1.)  

Die Fraktionen von  CSU und FDP beantragen die folgende Einsparungen noch in die Liste 
zur Haushaltskonsolidierung mit aufzunehmen bzw. den Ansatz zu erhöhen.  

  

OBM:  

• Die persönlichen Mitarbeiter Oberbürgermeister wird um eine Stelle (1 VZÄ) reduziert.  
• Das Projekt „Erlanger Erklärung“ wird bis auf Weiteres eingestellt.  
• Die Stellen im Bereich Gleichstellung werden reduziert.  

  

Referat V:  

• Biolebensmittel (V 23); den Ansatz auf 400 Tsd. Euro erhöhen  
• Neufestlegung des Anstellungsschlüssels bzw. Fachkraft-Kind-Relation der 

städtischen Kindertageseinrichtungen – (V 11 und V 12) mehr VZÄ ansetzen  

  

Referat VII:  

• Im Team Klimaschutz werden weitere Stellen eingespart.  
• Der Leasingvertrag „Klimamobil“ wird abgelöst und das „Klimamobil“ eingestellt.  

  

2.)  

die CSU-Stadtratsfraktion und die FDP im Erlanger Stadtrat beantragen, folgende Punkte 
von der Liste zur Haushaltskonsolidierung zu streichen.   

  

OBM:  

• Traueranzeigen EN für Mitarbeiter, Mitarbeiterinnen und StR  Neufassung der 
Regelungen (OBM 15)  

• Standardabsenkung Einbürgerungsfeier: Catering (OBM 22)  

  
Referat II:  
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• Anhebung Grundsteuer B Hebesatz auf 625 % (II 11)  
• Reduzierung des Kulturprogramms Waldweihnacht bzw. keine Finanzierung der 

GEMA-Gebühren aus dem Haushalt (II 18)  

  

Referat V:  

• Verschlankung der Beglückwünschung der Jubilare (V 6)  
• Freiwillige Leistungen (Miet-, Bauunterhalts-Ausstattungszuschüsse) kürzen bzw. 

abschaffen (V 29)  

  

Referat VI:  

• Aussetzung Baukunstbeirat bis 2028 (VI 1)  
• öffentliche Brunnen außer Betrieb setzen (analog Winterphase) (VI 14)  
• konsequente Umsetzung Pachtverträge bzgl. umlagefähiger Betriebskosten (VI 29)  

  

Wir weißen vorsorglich darauf hin, dass wir bei weiteren Punkten wie beispielsweise der 
Hundesteuer, uns abhängig von der geplanten Umsetzung eine Ablehnung ausdrücklich 
vorbehalten.  

  

  

Christian Lehrmann     Holger Schulze  Michael Szekely  
  

  

Annette Wirth-Hücking    Prof. Gunter Moll  
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Erlangen, 29.04.2025  
  
Sehr geehrter Oberbürgermeister,  
  
zum Haushaltskonsolidierungskonzept stellen die CSU, die FDP und die FWG im Erlanger 
Stadtrat folgenden Antrag:  
  

• Die Umlage der Investitionskosten des StUB-Zweckverbandes wird bis auf weiteres 
eingestellt. Diese sollte sich ohnehin ausschließlich am tatsächlichen Bedarf 
orientieren.  

• Gegen den jeweiligen Umlagebescheid wird, wie vom Zweckverband ausdrücklich 
gefordert, form- und fristgerecht Widerspruch eingelegt und ggfs. Klage erhoben.  

• Die Hinweise aus der „Örtlichen Prüfung des Jahresabschlusses 2023 der Stadt 
Erlangen“, vom 13.02.2025, Seite 17 und Seite 107, werden umgesetzt.  

• Freie Finanzmittel des StUB-Zweckverbandes werden an die Mitgliedstädte im 
Zweckverband zurückgereicht.  

  
Begründung:  
Der StUB-Zweckverband hat lautBericht der Örtlichen Prüfung des Jahresabschlusses 2023 
der Stadt Erlangen, von den Mitgliedsstädten eine Investive Umlage erhoben, obwohl 
nachweislich kein ungedeckter investiver Finanzbedarf vorlag. Dazu findet sich auf Seite 17 
des Berichts vom 13.02.2025, folgender Hinweis:  
  
„Der Bestand Anzahlungen auf Immaterielle Vermögensgegenstände hat sich im 
Berichtszeitraum im Saldo aus Zu- und Abgängen um rd. 1,54 Mio. € (rd. 6,5 %) auf rd. 
25,30 Mio. € erhöht.  
  
Der Bestand lässt sich im Wesentlichen differenzieren auf geleistete Anzahlungen in  
Form von Baukostenzuschüssen an diverse freie Träger für den Bau von  
Kinderbetreuungsplätzen sowie die bislang durch die Stadt Erlangen geleisteten  
Investitionsumlagen für Planungsleistungen mit rd. 18,34 Mio. € an den 
Zweckverband StUB. Im Berichtsjahr wird der ungedeckte investive Finanzbedarf 
durch den Zweckverband StUB insgesamt mit rd. 5,66 Mio. € festgesetzt. Der Anteil 
der Stadt Erlangen am ungedeckten investiven Finanzbedarf beträgt, entsprechend § 
17 der Verbandssatzung, 62,74% und damit im Berichtsjahr rd. 3,55 Mio. €. Der 
Zweckverband StUB weist in seiner Bilanz zum 31.12.2023 erhaltene und noch nicht 
verbrauchte Anzahlungen aus investiven Umlagen von allen Verbandsmitgliedern mit 
rd. 14,39 Mio. € aus.   
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Damit gab es nachweislich auch im Berichtsjahr 2023 keinen ungedeckten investiven  
Finanzbedarf beim Zweckverband StUB. Das Revisionsamt hält daher an Hinweis 1 aus 
der Jahresabschlussprüfung 2020 nach wie vor fest. Siehe Übersicht zur Ziffer 1.9 am 
Ende dieses Berichts.“  
  
Auf Seite 107 wird der Sachverhalt wie folgt ergänzt:  
  
„Eine  Umlage für ungedeckten investiven Finanzbedarf sollte durch den  
Zweckverband StUB nur dann erhoben und von der Stadt gezahlt werden, sofern der 
ungedeckte Finanzbedarf im entsprechenden Haushaltsjahr auch tatsächlich besteht.  
  
In 2023 wurde durch den Zweckverband StUB eine investive Umlage von den 
Mitgliedsstädten erhoben, obwohl beim Zweckverband nachweislich kein ungedeckter 
investiver Finanzbedarf in dieser GröBenordnung vorlag. Der Anteil an der investiven 
Umlage 2023 für die Stadt Erlangen beträgt It. Umlagebescheid 3.552.302 €.  
  
Im Jahresabschluss 2023 weist der Zweckverband StUB Verbindlichkeiten gegenüber 
den Mitgliedsstädten aus nicht verbrauchen Investitionszuschüssen von rd. 14,39 Mio. 
€ aus.  
  
Die Stadtkämmerei hat das Anliegen bereits mehrfach in den AK  
Finanzen des Zweckverband StUB eingebracht. Es wurde vom Zweckverband StUB auf 
die Möglichkeit verwiesen, gegen den Umlagebescheid Rechtsmittel einzulegen.“  
  
Nach unserem Kenntnisstand (Hinweis: der StUB-Zweckverband hat eine Herausgabe der 
Sitzungsunterlagen zur öffentlichen Sitzung des StUB-Zweckverbandes verweigert) hat sich 
die Summe der Investitionsrücklagen auf annährend 20 Mio. Euro hochsummiert.  
  
Da der StUB-Zweckverband augenscheinlich erst wenige Grundstückgeschäft und andere 
Investitionen hat tätigen können, wird das Geld dort nicht dringlich benötigt. Die Stadt 
Erlangen benötigt hingegen liquide Mittel, die wir aktuell  über Kassenkredite beschaffen 
müssen.  
  
  
  
Christian Lehrmann      Holger Schulze  Michael Szekely  
  
  
Annette Wirth-Hücking    Prof. Gunter Moll  
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Barbara Grille M.A. 
ÖDP-Stadt- und Bezirksrätin 

Vogelherd 2, 91058 Erlangen 
_______________________________________________________________ 
An den Oberbürgermeister 

der Stadt Erlangen  

Rathausplatz 1 

91052 Erlangen       Erlangen, den 29. April 2025 
 

Antrag zur Stadtratssitzung am 30. April 2025, TOP 19, zu den aktuellen 
Konsolidierungsmaßnahmen: Reduzierung der Aufwandsentschädigungen der 
Erlanger Stadträte 
 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

 
 

Wir alle beschließen in dieser Stadtratssitzung schmerzhafte Einsparungen in zahlreichen 
unterschiedlichen Bereichen. Ich beantrage deshalb, dass – solange die Erlanger Haushaltssituation so 
schwierig ist – dass … 
 
a) … die vor allem wir Mitglieder des Erlanger Stadtrats mit gutem Beispiel vorangehen und bei sich 

selbst auch Sparpotentiale heben und diese beschließen. Dazu sollte … 
  

1. … die monatliche Aufwandsentschädigung für die ehrenamtlichen Erlanger Stadträte um 20% 
gekürzt werden; Das bedeutet eine Einsparung von ca.  50 x 243€ x 12, was eine Ersparnis für 
den Erlanger Haushaltssäckel von zusammengerechnet mehr als 145.000€ zur Folge hat. 
 

2. … für den Oberbürgermeister und den Bürgermeister sowie die hauptamtlichen Stadträte / 
Referenten in der nächsten Legislaturperiode bzw. nach dem Auslaufen der Dienstverhältnisse bei 
der Beschlussfassung über die neue Dienstaufwandsentschädigung die Höhe derselben maximal fix 
auf 400€ und somit nicht - wie bisher - auf die Obergrenze festgelegt werden. Die summierten 
Sparpotentiale sind von der Verwaltung darzustellen.  
 

3. … die monatliche Aufwandsentschädigung für die Fraktionsvorsitzenden ebenfalls um 20% gekürzt 
werden;  

 
b) … das genaue, hier dargestellte Einsparpotential für das laufende sowie für das kommende Jahr 2026 

vor der Beschlussfassung in absoluten Zahlen summiert von der Verwaltung öffentlich angegeben 
werde.  

 
Für eine konstruktive Beratung bedanke ich mich im Voraus und verbleibe  
mit freundlichen Grüßen 
Ihre  
gez. Barbara Grille  
ÖDP-Stadträtin 
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Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 

sehr geehrter Herr Bürgermeister, 

sehr geehrte Damen und Herren des Stadtrats, 

 

 

einem Bericht der Erlanger Nachrichten (vom 25.03.2025; Titel: "Einsparungen 

auf allen Ebenen") sind Überlegungen zu entnehmen, den "Hebesatz für die 
'Grundsteuer B'" zum 01.01.2026 erneut anzuheben - obwohl eine derartige An-
hebung erst zum 01.01.2025 erfolgte. 

 

Eine - weitere - Anhebung des "Hebesatzes für die 'Grundsteuer B'" (zum 
01.01.2026) würde eine starke (Mehr-)Belastung für weite Teile der Stadtgesell-
schaft - sei es als Grundstückseigentümer, als Gewerbetreibende oder als Mie-
ter - darstellen; ich sehe eine derartige Anhebung - ohne vorherige Ausschöp-
fung aller Einsparmöglichkeiten in allen Bereichen des Haushalts -  daher sehr 
problematisch. 

 

Die Diskussionen innerhalb der Stadtgesellschaft - zu finden (auch) in der lau-
fenden Berichterstattung der Erlanger Nachrichten (vgl. bspw. Artikel vom 
28.04.2025; Titel: "Wohin sollen die Kinder denn sonst?") - haben (für mich) 
aber leider auch gezeigt: 

 

Die Findung von geeigneten Einsparmöglichkeiten in allen Bereichen des Haus-
halts wird hingegen (häufig auch) von interessenspolitischen Aspekten - nicht 
zuletzt aber auch von Partikularinteressen einzelner Gruppierungen und Orga-
nisationen (Institutionen) - überschattet; eine (rein) sachliche Betrachtung aller 
gegebenen Einsparmöglichkeiten (vgl. Art. 56 Abs. 1 S. 2 GO) ist demgegen-
über - zumindest für mich als geneigten Gemeindebürger - (oft) nicht erkennbar. 

 

Eine erneute Anhebung des "Hebesatzes für die 'Grundsteuer B'" (zum 
01.01.2026) kann ich somit - hinsichtlich meiner vorstehenden Überlegungen - 
nur als Ultima Ratio bezeichnen. 

 

In Anbetracht dessen wende ich mich daher als Gemeindebürger der Stadt Er-
langen (Art. 15 Abs. 2 GO) mit folgender 
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Eingabe (Art. 56 Abs. 3 GO) 

 

an den Stadtrat der Stadt Erlangen: 

 

Der Stadtrat der Stadt Erlangen wolle beraten und beschließen: 

 

Eine neuerliche Anhebung des "Hebesatzes für die 'Grundsteuer B'" zum 
01.01.2026 würde weite Teile der Stadtgesellschaft - Grundstückseigentümer, 
Gewerbetreibende und Mieter - stark belasten; in Anerkennung dieses Um-
stands sieht der Stadtrat eine solche Anhebung als Ultima Ratio - nach Aus-
schöpfung aller Einsparmöglichkeiten in allen Bereichen des Haushalts - an. 

 

Im Hinblick darauf stellt der Stadtrat daher die Beschlussfassung über eine neu-
erliche Anhebung des "Hebesatzes für die 'Grundsteuer B'" vorläufig - mithin bis 
zur Vorlage (Beratung) nachstehender Gutachten - zurück. 

 

Zum Zwecke der (weiteren) Beratung des Stadtrats hinsichtlich der Erarbeitung 
eines umfassenden Spar- und Konsolidierungskonzepts für den Gesamtbereich 
des Haushalts beantragt daher der Stadtrat (die Stadt Erlangen - Art. 2 Abs. 3 
PrVbG) beim Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband die Erstellung eines 
entsprechenden Gutachtens (wobei Zielsetzung dieses Gutachtens das Aufzei-
gen aller [gegebenen - und sachgerechten] Einsparmöglichkeiten sein soll); 
überdies wird beim Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband die Erstellung 
eines "(weiteren) Gutachtens hinsichtlich des Erfordernisses und des Umfangs 
einer künftigen Anhebung des Hebesatzes für die 'Grundsteuer B' (nach Aus-
schöpfung aller Einsparmöglichkeiten)" beantragt. 

 

Die zuständige Organisationseinheit der Stadt Erlangen wolle mich abschlie-
ßend über das Ergebnis der Behandlung meiner Eingabe informieren. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/40 Schulverwaltungsamt 40/253/2025 
 

Änderungsvorschlag zur Konsolidierungsliste Referat IV - Positionen 5 und 6 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Stadtrat 30.04.2025 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
1. Auf die Einsparmaßnahme Position Nr. 6:  Einstellung Übernahme Zuschuss und Wartungskos-
ten Wasserspender wird verzichtet. 
2. Zur Kompensation wird die Einsparmaßnahme Nr. 5: Kürzung freiwilliger Zuschuss an Mibe 
(max. 5%) auf max. 10% erhöht.  
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

 Reduzierung der Belastung der Subbudgets der Schulen. 
 
2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 

(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

 Im Rahmen des Haushaltskonsolidierungschecks wurden die Strukturen und Aufgaben in allen 
Referaten kritisch analysiert und Einsparpotenziale identifiziert mit dem Ziel, langfristig tragfä-
hige Lösungen zu erarbeiten, die einerseits Einsparungen ermöglichen, andererseits aber auch 
sicherstellen, dass die wesentlichen Aufgaben der Stadt erfüllt werden können. 

 
 Innerhalb der Referate wurden in Workshops konstruktive Vorschläge erarbeitet. 
 Nach Veröffentlichung und nochmaligem Abgleich der Referatslisten Ende März wurde er-

kannt, dass die Einsparmaßnahme des Referates VI, Position Nr. 23:  Einstellung des 50/50-
Programms (Energieeinsparung durch Nutzeranreizsystem eine zusätzliche Belastung der 
Schulsubbudgets der teilnehmenden Schulen bedeutet. 

 
 
3. Prozesse und Strukturen 

(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Um diese zusätzliche Belastung der schulischen Subbudgets in Teilen zu kompensieren, wird 
vorgeschlagen, auf die Umsetzung der gemeldeten Maßnahme Nr. 6:  Einstellung Übernahme 
Zuschuss und Wartungskosten Wasserspender zu verzichten. 
 
Zum Ausgleich der fehlenden Einsparung von - 22.000 € innerhalb der Referatsliste IV, soll die 
Maßnahme Nr. 5: Freiwilliger Zuschuss an Mibe dahingehend angepasst werden, dass die 
Kürzung des freiwilligen Zuschusses von 5% auf 10% angehoben wird (+ 18.000 €, somit Ein-
sparung insgesamt 36.000 €). 
 
Die Deckungsdifferenz i.H.v. 4.000 € beim Einsparvolumen des Referats IV wird innerhalb des 
Referates ausgeglichen an einer Position, die es noch zu klären gilt. 
 

Ö  19Ö  19
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4. Klimaschutz: 

 
Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 
  ja, positiv*  
  ja, negativ*  
  nein  

 
Wenn ja, negativ: 
Bestehen alternative Handlungsoptionen? 
 

   ja*  
   nein* 

 
*Erläuterungen dazu sind in der Begründung aufzuführen.  
 
 
Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alter-
native Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung 
vorgeschlagen werden soll, ist eine Begründung zu formulieren. 

 
 
5. Ressourcen  

(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen:  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Stadträte für gesunden Menschenverstand 

 

  
   

                                           
 
Herrn Oberbürgermeister 
Dr. Florian Janik 
Rathausplatz 1 
91052 Erlangen 

 
Stadträte 
Dipl.-Kfm.  
Siegfried Ermer      
str.siegfried.ermer 
@stadt-Erlangen.de        
 

Christine Otter      
str.christine.otter 
@stadt-erlangen.de 

28.04.2025 
 

  
 
Alternativantrag zum Tagesordnungspunkt Ö23 der Stadtratssitzung am 
30.04.2025 
 
     
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
          
Der Stimmzettel zu diesem Bürgerentscheid soll wie folgt gefasst werden:  
 

o JA  
Ich bin dafür, dass die Stadt Erlangen das Gebiet - welches die Bismarck-, 
Hindenburg-, Universitäts-,  und Östliche Stadtmauerstraße umfasst – sich 
weiterhin für den Bestand und für zukünftige die  Wohnbebauung einsetzt und 
für die Zukunft sichert und stärkt. 
 

o NEIN 
Die Stadt Erlangen soll durch das Gebiet - welches die Bismarck-, Hindenburg-, 
Universitäts-,  und Östliche Stadtmauerstraße umfasst – nicht ausschließlich zur 
Wohnbebauung verpflichtet werden, sondern es soll zur Bebauung jedweder Art 
offen gehalten werden, z.B. auch für eine ev. notwendige Erweiterung der 
Universitätskliniken.  
 
                                                  Begründung: 
 
Der Stimmzettel ist unserer Meinung nach zu einseitig auf die 
Wohnraumnutzung ausgerichtet und enthält sogar teilweise eine Begründung. 
Es ist wie bei Überschriften von Artikeln, man liest sie und bildet sich bereits 
eine Meinung. Der Artikel, bzw. in diesem Fall die beigefügte Unterrichtung geht 
da oft unter.  Um eine ausgewogene Beurteilung und überzeugte Abstimmung 
der Bürger zu ermöglichen, sollte bereits, wie auch sonst bei Entscheiden üblich, 
bereist im Stimmzettel beide Positionen aufgezeigt werden.  
 
 
gez.          gez. 
Dipl.-Kfm. Siegfried Ermer      Christine Otter 

Antrag gemäß § 28/ § 29 GeschO 
Eingang:  29.04.2025 
Antragsnr.: 044/2025 
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen 
Zust. Referat: III / 30 
mit Referat:  

Ö  23Ö  23
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
III/30; VI Rechtsamt; Referat für Planen und Bauen 30/102/2025 
 

Neuerlass der Zweckentfremdungsverbotssatzung 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 

19.03.2025 Ö Gutachten zur Kenntnis genommen 

Stadtrat 27.03.2025 Ö Beschluss vertagt 

Stadtrat 30.04.2025 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Antrag 
Die Satzung der Stadt Erlangen über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum (Zweck-
entfremdungsverbotssatzung - ZwEVS) (Entwurf vom 24.02.2025, Anlage 1) wird beschlossen.  
 
 

II. Begründung 
1. Ausgangslage: 

 
Die Ermächtigungsgrundlage für die Satzung findet sich in Art. 1 des bayerischen Gesetzes über 
das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum (Zweckentfremdungsgesetz- ZwEWG).  
Hiernach können Gemeinden für maximal fünf Jahre Satzungen für bestimmte Gebiete erlassen, in 
denen die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen 
Bedingungen besonders gefährdet ist, wenn die Gemeinde dem Wohnraummangel nicht auf 
andere Weise mit zumutbaren Mitteln und in angemessener Zeit abhelfen kann. Durch die Satzung 
kann die Gemeinde bestimmen, dass Wohnraum nur mit Genehmigung überwiegend anderen als 
Wohnzwecken zugeführt werden darf.  
Voraussetzung für den Erlass der Zweckentfremdungsverbotssatzung ist ein Wohnraummangel. 
Ob entsprechender Wohnraummangel vorliegt, hat die Gemeinde nach eigenem Ermessen zu 
beurteilen.  
Die Geltungsdauer der Satzung der Stadt Erlangen über das Verbot der Zweckentfremdung von 
Wohnraum (Zweckentfremdungsverbotssatzung – ZwEVS) vom 16.01.2020, in Kraft getreten am 
07.02.2020 war aufgrund der gesetzlichen Vorgaben auf fünf Jahre befristet und ist aktuell 
ausgelaufen.  
Aus Sicht der Verwaltung soll für die Stadt Erlangen auch weiterhin das Verbot der Zweckentfrem-
dung mit einer entsprechenden Satzung geregelt werden. Der Entwurf der aktuellen Fassung setzt 
zugleich die aktuelle Rechtsprechung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs zum Zweckent-
fremdungsrecht um. Danach sind Normadressaten des Zweckentfremdungsrechts ausschließlich 
die Eigentümer*innen oder Verfügungsberechtigten der Wohnung und nicht die Mieter*innen, so 
dass die bisherige Regelung in § 4 Abs. 3 Nr. 2 der Satzung zu streichen war. Zudem war die bis-
herige Genehmigungsfrist von zwölf Monaten unverhältnismäßig lang und wurde auf drei Monate 
verkürzt (§ 4 Abs. 6). Schließlich ist § 2 Abs. 3 Nr. 2 der letzten Satzung überflüssig, da nicht wäh-
rend des ganzen Zeitraumes seit 2020 eine Zweckentfremdungsverbotssatzung bestand und be-
reits nach der Natur der Sache vor Inkrafttreten der neuen Satzung erteilte bestandskräftige Bau-
genehmigungen, die eine andere Nutzung zulassen, vorrangig sind. 
 
2. Begründung einer Wohnraummangellage in Erlangen  

 
Die Situation auf dem Erlanger Wohnungsmarkt ist seit Jahren angespannt. Insbesondere die 

Ö  26.1Ö  26.1
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Nachfrage nach preisgünstigem Wohnraum übersteigt regelmäßig das vorhandene Angebot. 
Immer mehr Haushalte haben Probleme, sich in Erlangen angemessen mit Wohnraum zu 
versorgen. Das Stadtgebiet Erlangen wird daher in der Mieterschutzverordnung der Bayerischen 
Staatsregierung vom 01.01.2022 als Gebiet aufgeführt, in dem die ausreichende Versorgung der 
Bevölkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen im Sinne von §§ 556d, 558 und 
577a BGB besonders gefährdet ist.  
Des Weiteren wird Erlangen vom Bayerischen Staatsministerium für Finanzen in der Verordnung 
zur Durchführung des Wohnungsrechts und des Besonderen Städtebaurechts 
(Durchführungsverordnung Wohnungsrecht - DVWoR, Fassung vom 28.02.2024) als „Gebiet mit 
erhöhtem Wohnungsbedarf“ ausgewiesen.  
 
Wichtigste Ursachen für den angespannten Wohnungsmarkt sind:  
 
2.1 Entwicklung der Einwohnerzahlen:  
 
Die Bevölkerung der Stadt Erlangen ist in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen. In den 
letzten fünf Jahren ist die gemeldete Einwohnerzahl von 114.111 (2020) auf 120.305 (2024) 
Personen angestiegen. Grund für das Bevölkerungswachstum sind insbesondere überregionale 
Wanderungsgewinne.  
 
2.2 Entwicklung der Zahl der Haushalte  
 
Einhergehend mit der Einwohnerentwicklung ist auch die Zahl der Haushalte in Erlangen 
gestiegen. In den letzten fünf Jahren ist die Zahl der Haushalte von 56.984 (2020) auf 61.262 
(2024), dies entspricht einem Anstieg von 7,5 % bzw. 4278 Haushalten. Die Zahl der 
Einpersonenhaushalte nimmt dabei weiter zu.  
 
2.3 Steigende Miet- und Kaufpreise  
 
Die Verknappung von Wohnraum aufgrund der steigenden Nachfrage hat in den letzten Jahren zu 
einem deutlichen Anstieg der Miet- und Kaufpreise geführt. Die Miet- und Kaufpreise in Erlangen 
gehören zu den höchsten in Bayern. 
 
2.4 Wohnungspolitische Maßnahmen  
 
Die derzeit angespannte Wohnungsmarktlage wird auf Grund der Entwicklung der 
Einwohnerzahlen und des kontinuierlich hohen Preisniveaus in den nächsten Jahren weiter 
andauern und sich verschärfen.  
Neben zahlreichen Maßnahmen zur Sicherung und Erhaltung von Wohnraum hat die Stadt 
Erlangen folgende wohnungspolitische Maßnahmen, die das Wohnungsangebot vergrößern sollen, 
auf den Weg gebracht:  

• Akquise von (leerstehendem) Wohnraum für obdachlose Menschen.  

• Umwidmung von Flüchtlingsunterkünften in Wohnraum für obdachlose Menschen. 

• „Wohnen für Hilfe“ (Wohnraum wird gegen eine Dienstleistung zur Verfügung gestellt).  
 
Des Weiteren ist die Stadt Erlangen seit Jahren bemüht, der angespannten Situation auf dem 
Wohnungsmarkt mit verschiedenen Maßnahmen entgegenzuwirken und den Wohnungsneubau zu 
fördern. Beispielhaft zu nennen sind hierfür die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme Erlangen-
West II, die eingeführten Quoten für geförderten Wohnungsbau und zahlreiche Wohnbauprojekte 
der Innenentwicklung. Die hier dargestellten Punkte bestätigen insgesamt einen dringenden 
Wohnraumbedarf für Erlangen. Die vorgenannten Maßnahmen und Instrumente reichen jedoch 
nicht aus, um in angemessener Zeit Abhilfe gegen den in Erlangen vorliegenden 
Wohnraummangel zu schaffen.  
 
3. Wohnraumzweckentfremdung in Erlangen  
 
Wie in anderen Großstädten ist auch Erlangen zu beobachten, dass Wohnraum leer steht und 
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zudem Privatwohnungen zur Fremdbeherbergung zweckentfremdet werden. Aufgrund der 
angespannten Wohnungssituation ist es erforderlich, den aktuellen Wohnungsbestand zu erhalten 
und dieser Zweckentfremdung des Wohnraumes Einhalt zu gebieten.  
Mit der vorliegenden Satzung wird auch die rechtliche Grundlage für einen 
Genehmigungsvorbehalt der gewerbsmäßigen Fremdbeherbergung von mehr als acht Wochen im 
Jahr geschaffen. Mit anderen Mitteln kann der Zunahme von Leerständen, gewerblicher Nutzung 
bzw. Nutzung als Ferienwohnung und den damit verbundenen städtebaulichen und sozialpolitisch 
unerwünschten Folgen nicht ebenso wirksam entgegengewirkt werden.  
 
Keine Zweckentfremdung i. S. der Satzung stellt die Nutzung von Wohnraum zu Wohnzwecken 
durch die Verfügungs- oder Nutzungsberechtigten selbst dar, auch wenn dieser Wohnraum (z. B. 
Zweitwohnung, Einliegerwohnung, Werkwohnung) längerfristig leer steht.  
 
Geltungsbereich der Satzung ist das gesamte Stadtgebiet.  
 

 
4. Klimaschutz: 

 
Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 
  ja, positiv*  
  ja, negativ*  
  nein  

 
 

Haushaltsmittel  
   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
   sind nicht vorhanden 

 
 
Anlagen: 
1. Satzung über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum (Zweckentfremdungsverbots-
satzung – ZwEVS; Entwurf vom 24.02.2025) 
2. Synopse alte/neue Fassung 
 
 

III. Abstimmung 
 
Beratung im Gremium:  Haupt-, Finanz- und Personalausschuss am 19.03.2025 
 
Protokollvermerk: 
Herr Oberbürgermeister Dr. Janik schlägt vor den Tagesordnungspunkt heute nur als Einbringung 
zu behandeln. Hintergrund ist das Konsolidierungsverfahren der Stadt Erlangen. Eine Beschluss-
fassung sollte daher erst im April 2025 (zusammen mit dem Beschluss zum Konsolidierungsver-
fahren) gefasst werden. 
Mit diesem Vorschlag besteht Einverständnis. Der Tagesordnungspunkt wird heute nur zur Kennt-
nis genommen. Es erfolgt keine Begutachtung oder Abstimmung.  
 
 Stimmen 
 
Dr. Janik Behringer 
Vorsitzende/r Schriftführer/in 
 
 
 
Beratung im Gremium:  Stadtrat am 27.03.2025 
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Protokollvermerk: 
Der Tagesordnungspunkt wird durch die Verwaltung vertagt.  
 
 
 
 Stimmen 
 
Dr. Janik Behringer 
Vorsitzende/r Schriftführer/in 
 
 
 
 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 

40



Anlage 1 
Entwurf vom 24.02.2025 

 

Satzung der Stadt Erlangen über das Verbot der 
Zweckentfremdung von Wohnraum 

(Zweckentfremdungsverbotssatzung – ZwEVS) 
 
 

 
Die Stadt Erlangen erlässt auf Grund von Art. 1 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über das Verbot der 
Zweckentfremdung von Wohnraum (Zweckentfremdungsgesetz – ZwEWG) vom 10. Dezember 2007 (GVBI. 
S. 864), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Juni 2017 (GVBI. S.182), folgende Satzung: 

 
 

 
§ 1 Gegenstand der Satzung 

(1) In Erlangen ist die Versorgung der Bevölkerung mit ausreichendem Wohnraum zu angemessenen 
Bedingungen besonders gefährdet und diesem Wohnraummangel kann zumindest innerhalb der 
nächsten fünf Jahre nicht mit anderen zumutbaren Mitteln begegnet werden. 

(2) Die Satzung gilt für die Zweckentfremdung von freifinanziertem Wohnraum im Stadtgebiet. Wohnraum, 
für den eine Genehmigungspflicht nach Art. 16 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 2 und 3 Bayerisches 
Wohnraumförderungsgesetz besteht, ist nicht betroffen. 

 
§ 2 Wohnraum 

(1) Wohnraum im Sinne der Satzung sind sämtliche Räume, die objektiv zu Wohnzwecken geeignet und 
subjektiv hierzu bestimmt sind. Dazu zählen auch Werk- und Dienstwohnungen sowie Wohnheime. 

(2) Objektiv geeignet sind Räume, wenn sie (allein oder zusammen mit anderen Räumen) die Führung 
eines selbstständigen Haushalts ermöglichen. Die subjektive Bestimmung (erstmalige Widmung oder 
spätere Umwidmung) treffen die Verfügungsberechtigten ausdrücklich oder durch nach außen 
erkennbares schlüssiges Verhalten. 

(3) Wohnraum im Sinne dieser Satzung liegt nicht vor, wenn 

1. der Raum baurechtlich lediglich als betriebsbedingter Wohnraum (z. B. als Hausmeisterwohnung) 
zugelassen ist und daher dem allgemeinen Wohnungsmarkt nicht zur Verfügung steht; 

2. der Raum nicht oder noch nicht bezugsfertig ist; 

3. baurechtlich eine Wohnnutzung nicht zulässig und auch nicht genehmigungsfähig ist; 
 

4. ein dauerndes Bewohnen unzulässig oder unzumutbar ist, weil der Raum einen schweren Mangel 
bzw. Missstand aufweist oder unerträglichen Umwelteinflüssen ausgesetzt ist und die 
Wiederbewohnbarkeit nicht mit einem objektiv wirtschaftlichen und zumutbaren Aufwand hergestellt 
werden kann. Dies ist grundsätzlich der Fall, wenn die aufzuwendenden finanziellen Mittel nicht 
innerhalb eines Zeitraumes von zehn Jahren durch entsprechende Erträge ausgeglichen werden 
können oder die Kosten des Abbruchs zuzüglich der Neuerrichtung die eines vergleichbaren 
Gebäudes erreichen; 

5. der Wohnraum aufgrund der Umstände des Einzelfalls nachweislich nicht mehr vom Markt 
angenommen wird. 

 
§ 3 Zweckentfremdung 

(1) Wohnraum wird zweckentfremdet, wenn er durch die Verfügungsberechtigten oder die 
Nutzungsberechtigten anderen als Wohnzwecken zugeführt wird. 

Eine Zweckentfremdung liegt insbesondere vor, wenn der Wohnraum 
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1. zu mehr als 50 % der Gesamtfläche für gewerbliche oder berufliche Zwecke verwendet oder 
überlassen wird; 

2. baulich derart verändert oder in einer Weise genutzt wird, dass er für Wohnzwecke nicht mehr 
geeignet ist; 

3. mehr als insgesamt acht Wochen im Kalenderjahr für Zwecke der Fremdenbeherbergung genutzt wird; 

4. länger als drei Monate leer steht; 

5. beseitigt wird (Abbruch). 

(2) Eine Zweckentfremdung liegt nicht vor, wenn 

1. Wohnraum leer steht, weil er trotz nachweislicher geeigneter Bemühungen über längere Zeit nicht 
wieder vermietet werden konnte; 

2. Wohnraum nachweislich zügig umgebaut, instandgesetzt oder modernisiert wird oder alsbald 
veräußert werden soll und deshalb lediglich vorübergehend unbewohnbar ist oder leer steht; 

3. Wohnraum durch die Verfügungsberechtigten oder Nutzungsberechtigten zu gewerblichen oder 
beruflichen Zwecken mitbenutzt wird, soweit dabei die Wohnnutzung überwiegt (über 50 % der 
Gesamtfläche) und keine baulichen Veränderungen im Sinne von Abs. 1 Nr. 2 vorgenommen 
wurden; 

4. der Wohnraum mit anderem Wohnraum zur weiteren Wohnnutzung zusammengelegt oder geteilt wird. 
 
§ 4 Genehmigung 

(1) Wohnraum darf nur mit Genehmigung der Stadt anderen als Wohnzwecken zugeführt werden. 

(2) Eine Genehmigung ist zu erteilen, wenn vorrangige öffentliche Interessen oder schutzwürdige private 
Interessen das Interesse an der Erhaltung des betroffenen Wohnraums überwiegen. 

(3) Eine Genehmigung kann erteilt werden, wenn dem Interesse an der Erhaltung des Wohnraums durch 
Ausgleichsmaßnahmen in verlässlicher und angemessener Weise Rechnung getragen wird, 
insbesondere durch die Schaffung von Ersatzwohnraum oder durch eine Ausgleichszahlung.  

(4) Die Genehmigung wirkt für und gegen die Rechtsnachfolgerin oder den Rechtsnachfolger; das Gleiche 
gilt auch für Personen, die den Besitz nach Erteilung der Genehmigung erlangt haben. 

(5) Die Genehmigung zur Zweckentfremdung ersetzt keine nach anderen Bestimmungen erforderlichen 
Genehmigungen (z. B. des Baurechts). 

(6) Über den Antrag auf Erteilung einer Zweckentfremdungsgenehmigung nach Abs. 1 bis 3 entscheidet 
die Stadt nach Vorliegen der vollständigen Unterlagen innerhalb einer Frist von drei Monaten. Nach 
Ablauf der Frist gilt die Genehmigung als erteilt. 

 
§ 5 Genehmigung auf Grund vorrangiger öffentlicher Belange und überwiegender privater 
Interessen 

(1) Vorrangige öffentliche Belange für eine Zweckentfremdung sind insbesondere gegeben, wenn 
Wohnraum zur Versorgung der Bevölkerung mit sozialen Einrichtungen (z. B. für Erziehungs-, 
Ausbildungs-, Betreuungs- oder gesundheitliche Zwecke) oder mit lebenswichtigen Diensten (z. B. 
ärztliche Betreuung) verwendet werden soll, die gerade an dieser Stelle der Stadt dringend benötigt 
werden und für die andere Räume nicht zur Verfügung stehen oder nicht zeitgerecht geschaffen werden 
können. 

(2) Überwiegende schutzwürdige private Interessen sind insbesondere bei einer Gefährdung der 
wirtschaftlichen Existenz gegeben. Die Existenzgefährdung darf nicht durch das Unterlassen möglicher 
und gebotener Abwendungsmaßnahmen selbst herbeigeführt worden sein. 
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§ 6 Genehmigung gegen Ersatzwohnraum 

(1) Ein beachtliches und verlässliches Angebot zur Bereitstellung von Ersatzwohnraum lässt das öffentliche 
Interesse an der Erhaltung des Wohnraums in der Regel entfallen, wenn die Wohnraumbilanz insgesamt 
wieder ausgeglichen wird. 
Dies gilt nicht, wenn das öffentliche Interesse aus besonderen Gründen gebietet, dass ein ganz 
bestimmter Wohnraum nicht zweckentfremdet wird. 

(2) Ein beachtliches Angebot zur Errichtung von Ersatzwohnraum liegt vor, wenn die folgenden 
Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. der Ersatzwohnraum wird im Stadtgebiet geschaffen; 

2. der Ersatzwohnraum wird von der Inhaberin oder dem Inhaber der beantragten 
Zweckentfremdungsgenehmigung in zeitlichem und sachlichem Zusammenhang mit der 
Zweckentfremdung neu geschaffen; 

3. der neu zu schaffende Wohnraum darf nicht kleiner als der wegfallende Wohnraum sein und diesen 
im Standard nicht in einer für den allgemeinen Wohnungsmarkt nachteiligen Weise unter- oder 
überschreiten; 

4. der Ersatzwohnraum steht dem allgemeinen Wohnungsmarkt in gleicher Weise zur Verfügung wie 
vorher der wegfallende Wohnraum; familiengerechter Wohnraum darf nur durch eben solchen 
Wohnraum ersetzt werden; 

5. die öffentlich-rechtliche Zulässigkeit des Vorhabens ist nachgewiesen, insbesondere durch 
Vorlage einer Baugenehmigung oder eines positiven Bauvorbescheids; 

6. die Antragstellerin oder der Antragsteller macht glaubhaft, dass die Finanzierung der 
Ersatzmaßnahme gesichert ist. 

 
§ 7 Genehmigung gegen Entrichtung einer Ausgleichsgebühr 

(1) Im Einzelfall kann auch durch eine einmalige oder laufende Ausgleichszahlung erreicht werden, dass das 
öffentliche Interesse an der Erhaltung eines bestimmten Wohnraums hinter das Interesse an einer 
Zweckentfremdung zurücktritt. Die Ausgleichsbeträge sind zweckgebunden für die Schaffung neuen 
Wohnraums zu verwenden. 

(2) Der Betrag der einmaligen Ausgleichszahlung für die von der Zweckentfremdung betroffene 
Wohnfläche errechnet sich jeweils gemäß den zum Zeitpunkt der Antragstellung für die Erstellung 
geförderten Wohnraums in Erlangen aufzuwendenden durchschnittlichen Kosten. 

(3) Bei nur vorübergehendem Verlust von Wohnraum kommt eine laufende, monatlich zu entrichtender 
Ausgleichszahlung in Höhe der ortsüblichen Vergleichsmiete nach dem jeweils geltenden Mietspiegel 
der Stadt für den entsprechenden Wohnraum in Betracht. 

(4) Die Ausgleichszahlung kommt als alleinige Ausgleichsmaßnahme oder als ergänzende Maßnahme 
bei noch nicht ausreichender anderweitiger Kompensation, insbesondere zu geringem 
Ersatzwohnraum, in Betracht. 

(5) Die Antragsteller müssen nachweislich zur Leistung der Ausgleichszahlung bereit und im Stande sein. 

 
§ 8 Nebenbestimmungen 

(1) Die Genehmigung zur Zweckentfremdung von Wohnraum kann befristet, bedingt oder unter Auflagen 
erteilt werden, insbesondere um Genehmigungshindernisse auszuräumen oder die Zweckentfremdung 
so gering wie möglich zu halten. 

(2) Ist auf Grund einer Auflage oder Nebenbestimmung die Genehmigung erloschen, so ist der Raum 
wieder Wohnzwecken zuzuführen. 
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§ 9 Negativattest 

Für Maßnahmen, die keiner Genehmigung bedürfen, weil kein Wohnraum im Sinn der Satzung gegeben ist, 
keine Zweckentfremdung vorliegt oder Genehmigungsfreiheit besteht, wird auf Antrag ein Negativattest 
ausgestellt. 

 
§ 10 Zweckentfremdungsgenehmigung bei vermietetem Wohnraum 

Mieterinnen und Mieter werden im Rahmen des Genehmigungsverfahrens angehört und über die Erteilung 
einer Genehmigung unterrichtet. 

 
§ 11 Auskunfts- und Betretungsrecht 

(1) Auf der Grundlage des Art. 3 Abs.1 Satz 1 ZwEWG haben die dinglich Verfügungsberechtigten, 
Besitzerinnen und Besitzer, Verwalterinnen und Verwalter, Vermittlerinnen und Vermittler der Behörde 
die Auskünfte zu geben und die Unterlagen vorzulegen, die erforderlich sind, um die Einhaltung der 
Vorschriften des Gesetzes und dieser Satzung zu überwachen. Sie haben dazu auch den von der Stadt 
beauftragten Personen zu ermöglichen, zu angemessener Tageszeit Grundstücke, Gebäude, 
Wohnungen und Wohnräume zu betreten. Die Auskunfts- pflichtigen haben auch Tatsachen zu 
offenbaren, die geeignet sind, eine Verfolgung wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit 
herbeizuführen. Jedoch darf eine Auskunft, die ein Auskunftspflichtiger gemäß seiner Verpflichtung nach 
Satz 1 erteilt, in einem Strafverfahren oder in einem Verfahren nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten gegen den Auskunftspflichtigen oder einen in § 52 Abs. 1 StPO bezeichneten 
Angehörigen nur mit Zustimmung des Auskunftspflichtigen verwendet werden. Satz 1 gilt auch für 
Diensteanbieter im Sinne des Digitale-Dienste-Gesetz (DDG). 

(2) Auf der Grundlage des Art. 5 ZwEWG und dieser Satzung wird das Grundrecht der Unverletzlichkeit 
der Wohnung eingeschränkt (Art. 13 GG, Art. 106 Abs. 3 der Verfassung des Freistaates Bayern). 

 
§ 12 Anordnungen 

Die Stadt kann anordnen, dass eine nicht genehmigungsfähige Zweckentfremdung beendet und der 
Wohnraum wieder Wohnzwecken zugeführt wird (Art. 3 Abs. 2 ZwEWG). 

 
§ 13 Gebühren und Auslagen 

Für Amtshandlungen der Stadt nach dieser Satzung werden Gebühren und Auslagen nach der Kostensatzung 
der Stadt Erlangen erhoben. 

 
§ 14 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Nach Art. 4 Satz 1 ZwEWG kann mit einer Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Euro belegt werden, 
wer entgegen § 4 Abs. 1 ohne die erforderliche Genehmigung Wohnraum für andere Zwecke als 
Wohnzwecke verwendet oder überlässt. 

(2) Nach Art. 4 Satz 2 ZwEWG kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro belegt werden, wer 
entgegen § 11 Abs. 1 Auskünfte nicht, nicht richtig oder nicht vollständig erteilt oder Unterlagen nicht 
oder nicht vollständig vorlegt. 

 
§ 15 Inkrafttreten; Geltungsdauer 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie gilt fünf Jahre. 
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Synoptische Darstellung                                                                                                                                                

Änderungen in Fettdruck und mit Streichungen. Nicht aufgeführte §§ bleiben unverändert. 

 

Originalfassung Neufassung 
Satzung der Stadt Erlagen über das Verbot der Zweckentfremdung 
von Wohnraum (Zweckentfremdungsverbotssatzung – (ZwEVS) 

Satzung der Stadt Erlagen über das Verbot der Zweckentfremdung 
von Wohnraum (Zweckentfremdungsverbotssatzung – (ZwEVS) 

§ 2 Wohnraum 

(1) Wohnraum im Sinne der Satzung sind sämtliche Räume, die 
objektiv zu Wohnzwecken geeignet und subjektiv hierzu be-
stimmt sind. Dazu zählen auch Werk- und Dienstwohnungen 
sowie Wohnheime. 

(2) Objektiv geeignet sind Räume, wenn sie (allein oder zusammen 
mit anderen Räumen) die Führung eines selbst- ständigen 
Haushalts ermöglichen. Die subjektive Bestimmung (erstmalige 
Widmung oder spätere Umwidmung) treffen die Verfügungsbe-
rechtigten ausdrücklich oder durch nach außen erkennbares 
schlüssiges Verhalten. 

(3) Wohnraum im Sinne dieser Satzung liegt nicht vor, wenn 

1. der Raum baurechtlich lediglich als betriebsbedingter Wohn-
raum (z. B. als Hausmeisterwohnung) zugelas- sen ist und 
daher dem allgemeinen Wohnungsmarkt nicht zur Verfü-
gung steht; 

2. der Raum bereits vor dem Inkrafttreten dieser Satzung und 
seitdem ohne Unterbrechung in baurechtlich genehmigter 
Weise anderen als Wohnzwecken diente, wobei das Leerste-
henlassen von Wohnraum nicht als anderer Zweck in diesem 
Sinne gilt, sondern die Wohnraumeigenschaft unberührt 
lässt; 

3. der Raum nicht oder noch nicht bezugsfertig ist; 

4. baurechtlich eine Wohnnutzung nicht zulässig und auch nicht 
genehmigungsfähig ist; 

§ 2 Wohnraum 

(1) Wohnraum im Sinne der Satzung sind sämtliche Räume, die 
objektiv zu Wohnzwecken geeignet und subjektiv hierzu 
bestimmt sind. Dazu zählen auch Werk- und Dienstwohnungen 
sowie Wohnheime. 

(2) Objektiv geeignet sind Räume, wenn sie (allein oder zusammen 
mit anderen Räumen) die Führung eines selbstständigen 
Haushalts ermöglichen. Die subjektive Bestimmung (erstmalige 
Widmung oder spätere Umwidmung) treffen die 
Verfügungsberechtigten ausdrücklich oder durch nach außen 
erkennbares schlüssiges Verhalten. 

(3) Wohnraum im Sinne dieser Satzung liegt nicht vor, wenn 

1. der Raum baurechtlich lediglich als betriebsbedingter 
Wohnraum (z. B. als Hausmeisterwohnung) zugelassen ist 
und daher dem allgemeinen Wohnungsmarkt nicht zur 
Verfügung steht; 

2. der Raum bereits vor dem Inkrafttreten dieser Satzung und 
seitdem ohne Unterbrechung in baurechtlich genehmigter 
Weise anderen als Wohnzwecken diente, wobei das Leerste-
henlassen von Wohnraum nicht als anderer Zweck in diesem 
Sinne gilt, sondern die Wohnraumeigenschaft unberührt 
lässt; 

2. der Raum nicht oder noch nicht bezugsfertig ist; 

3. baurechtlich eine Wohnnutzung nicht zulässig und auch nicht 

Ö
  26.1

Ö
  26.1
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5. ein dauerndes Bewohnen unzulässig oder unzumutbar ist, 
weil der Raum einen schweren Mangel bzw. Missstand auf-
weist oder unerträglichen Umwelteinflüssen ausgesetzt ist und 
die Wiederbewohnbarkeit nicht mit einem objektiv wirtschaftli-
chen und zumutbaren Aufwand hergestellt werden kann. Dies 
ist grundsätzlich der Fall, wenn die aufzuwendenden finanziel-
len Mittel nicht innerhalb eines Zeitraumes von zehn Jahren 
durch entsprechende Erträge ausgeglichen werden können o-
der die Kosten des Abbruchs zuzüglich der Neuerrichtung die 
eines vergleichbaren Gebäudes erreichen; 

6. der Wohnraum aufgrund der Umstände des Einzelfalls nach-
weislich nicht mehr vom Markt angenommen wird. 

genehmigungsfähig ist; 

4. ein dauerndes Bewohnen unzulässig oder unzumutbar ist, weil 
der Raum einen schweren Mangel bzw. Missstand aufweist 
oder unerträglichen Umwelteinflüssen ausgesetzt ist und die 
Wiederbewohnbarkeit nicht mit einem objektiv wirtschaftlichen 
und zumutbaren Aufwand hergestellt werden kann. Dies ist 
grundsätzlich der Fall, wenn die aufzuwendenden finanziellen 
Mittel nicht innerhalb eines Zeitraumes von zehn Jahren durch 
entsprechende Erträge ausgeglichen werden können oder die 
Kosten des Abbruchs zuzüglich der Neuerrichtung die eines 
vergleichbaren Gebäudes erreichen; 

5. der Wohnraum aufgrund der Umstände des Einzelfalls 
nachweislich nicht mehr vom Markt angenommen wird. 

§ 4 Genehmigung 
 
(1) Wohnraum darf nur mit Genehmigung der Stadt anderen als 

Wohnzwecken zugeführt werden. 
(2) Eine Genehmigung ist zu erteilen, wenn vorrangige öffentliche 

Interessen oder schutzwürdige private Interessen das Interesse an 
der Erhaltung des betroffenen Wohnraums überwiegen. 

(3) Eine Genehmigung kann erteilt werden, wenn 
1. dem Interesse an der Erhaltung des Wohnraums durch 

Ausgleichsmaßnahmen in verlässlicher und angemessener Weise 
Rechnung getragen wird, insbesondere durch die Schaffung von 
Ersatzwohn- raum oder durch eine Ausgleichszahlung und 

2. bei vermietetem Wohnraum auch den Interessen der Mieter 
angemessen Rechnung getragen wird. 

(4) Die Genehmigung wirkt für und gegen die Rechtsnachfolgerin oder 
den Rechtsnachfolger; das Gleiche gilt auch für Personen, die den 
Besitz nach Erteilung der Genehmigung erlangt haben. 

(5) Die Genehmigung zur Zweckentfremdung ersetzt keine nach 
anderen Bestimmungen erforderlichen Genehmigungen (z. B. des 
Baurechts). 

§ 4 Genehmigung 
 
(1) Wohnraum darf nur mit Genehmigung der Stadt anderen als 

Wohnzwecken zugeführt werden. 
(2) Eine Genehmigung ist zu erteilen, wenn vorrangige öffentliche 

Interessen oder schutzwürdige private Interessen das Interesse an 
der Erhaltung des betroffenen Wohnraums überwiegen. 

(3) Eine Genehmigung kann erteilt werden, wenn  
1. dem Interesse an der Erhaltung des Wohnraums durch 

Ausgleichsmaßnahmen in verlässlicher und angemessener Weise 
Rechnung getragen wird, insbesondere durch die Schaffung von 
Ersatzwohnraum oder durch eine Ausgleichszahlung und 

2. bei vermietetem Wohnraum auch den Interessen der Mieter 
angemessen Rechnung getragen wird. 

(4) Die Genehmigung wirkt für und gegen die Rechtsnachfolgerin oder 
den Rechtsnachfolger; das Gleiche gilt auch für Personen, die den 
Besitz nach Erteilung der Genehmigung erlangt haben. 

(5) Die Genehmigung zur Zweckentfremdung ersetzt keine nach 
anderen Bestimmungen erforderlichen Genehmigungen (z. B. des 
Baurechts). 
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(6) Über den Antrag auf Erteilung einer 
Zweckentfremdungsgenehmigung nach Abs. 1 bis 3 entscheidet die 
Stadt nach Vorliegen der vollständigen Unterlagen innerhalb einer 
Frist von zwölf Monaten. Nach Ablauf der Frist gilt die 
Genehmigung als erteilt. 

(6) Über den Antrag auf Erteilung einer 
Zweckentfremdungsgenehmigung nach Abs. 1 bis 3 entscheidet 
die Stadt nach Vorliegen der vollständigen Unterlagen innerhalb 
einer Frist von zwölf drei Monaten. Nach Ablauf der Frist gilt die 
Genehmigung als erteilt. 

§ 11 Auskunfts- und Betretungsrecht 

(1) Auf der Grundlage des Art. 3 Satz 1 ZwEWG haben die dinglich 
Verfügungsberechtigten, Besitzerinnen und Besitzer, 
Verwalterinnen und Verwalter, Vermittlerinnen und Vermittler der 
Behörde die Auskünfte zu geben und die Unterlagen 
vorzulegen, die erforderlich sind, um die Einhaltung der 
Vorschriften des Gesetzes und dieser Satzung zu überwachen. 
Sie haben dazu auch den von der Stadt beauftragten Personen 
zu ermöglichen, zu angemessener Tageszeit Grundstücke, 
Gebäude, Wohnungen und Wohnräume zu betreten. Die 
Auskunfts- pflichtigen haben auch Tatsachen zu offenbaren, die 
geeignet sind, eine Verfolgung wegen einer Straftat oder einer 
Ordnungswidrigkeit herbeizuführen. Jedoch darf eine Auskunft, 
die ein Auskunftspflichtiger gemäß seiner Verpflichtung nach 
Satz 1 erteilt, in einem Strafverfahren oder in einem Verfahren 
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten gegen den 
Auskunftspflichtigen oder einen in § 52 Abs. 1 StPO 
bezeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung des 
Auskunftspflichtigen verwendet werden. Satz 1 gilt auch für 
Diensteanbieter im Sinne des Telemediengesetzes. 

(2) Auf der Grundlage des Art. 5 ZwEWG und dieser Satzung wird 
das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
eingeschränkt (Art. 13 GG, Art. 106 Abs. 3 BV). 

§ 11 Auskunfts- und Betretungsrecht 

(1) Auf der Grundlage des Art. 3 Abs.1 Satz 1 ZwEWG haben die 
dinglich Verfügungsberechtigten, Besitzerinnen und Besitzer, 
Verwalterinnen und Verwalter, Vermittlerinnen und Vermittler der 
Behörde die Auskünfte zu geben und die Unterlagen 
vorzulegen, die erforderlich sind, um die Einhaltung der 
Vorschriften des Gesetzes und dieser Satzung zu überwachen. 
Sie haben dazu auch den von der Stadt beauftragten Personen 
zu ermöglichen, zu angemessener Tageszeit Grundstücke, 
Gebäude, Wohnungen und Wohnräume zu betreten. Die 
Auskunfts- pflichtigen haben auch Tatsachen zu offenbaren, die 
geeignet sind, eine Verfolgung wegen einer Straftat oder einer 
Ordnungswidrigkeit herbeizuführen. Jedoch darf eine Auskunft, 
die ein Auskunftspflichtiger gemäß seiner Verpflichtung nach 
Satz 1 erteilt, in einem Strafverfahren oder in einem Verfahren 
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten gegen den 
Auskunftspflichtigen oder einen in § 52 Abs. 1 StPO 
bezeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung des 
Auskunftspflichtigen verwendet werden. Satz 1 gilt auch für 
Diensteanbieter im Sinne des Telemediengesetzes Digitale-

Dienste-Gesetz (DDG). 

(2) Auf der Grundlage des Art. 5 ZwEWG und dieser Satzung 
wird das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
eingeschränkt (Art. 13 GG, Art. 106 Abs. 3 BV der 

Verfassung des Freistaates Bayern). 
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§ 13 Gebühren und Auslagen 

Für Amtshandlungen der Stadt nach dieser Satzung werden Gebühren 
und Auslagen nach der Kostensatzung erhoben. 

 

§ 13 Gebühren und Auslagen 

Für Amtshandlungen der Stadt nach dieser Satzung werden Gebühren 
und Auslagen nach der Kostensatzung der Stadt Erlangen erhoben. 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
VI/KB026 VI/KB026 VI/273/2025 
 

Errichtung eines Parkhauses Grundstück 590, 596_Parkhaus neben Herz-Jesu-
Kirche 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Stadtrat 30.04.2025 Ö Kenntnisnahme  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Antrag Nr. 032/2025 Grüne Liste/Bündnis 90 Die Grünen: Parkhaus neben Herz-Jesu-Kirche.  
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

 

Das Universitätsklinikum Erlangen -UKER- hat (Eingang 18.09.2024) einen Antrag zur Errichtung 
eines Parkhauses auf dem Grundstück 590, 596, Gemarkung Erlangen, befristet für einen Zeit-
raum von 10 Jahren, gestellt – vgl. Anlage 1 Lageplan 
 
Das temporär beantragte Parkhaus hat eine Grundfläche von 75,80 m x 33,19 m und soll in einem 
Abstand von 8,50 m zur Fl.Nr. 591, Herz-Jesu-Kirche, Grundstücksgrenze, errichtet werden. Das 
geplante Parkhaus hat in der Entfernung von 8,50 m von der Grundstücksgrenze eine Höhe von 
11,13 m – vgl. Anlage 2 Schnitt. Das geplante Parkhaus soll in demontierbarer Systembauweise 
errichtet werden und soll nach Ablauf der genehmigten Nutzungsdauer von 10 Jahre an anderer 
Stelle im Bereich des UKE oder auch der Universität dauerhaft an anderer Stelle verbleiben. Ein 
geeigneter Standort hierfür wird aktuell im Bereich von neu erworbenen Flächen der Universität 
gesucht. 
 
Seitens des Stadtheimatpflegers wurde eine Eingabe an den Bayer. Landtag formuliert mit folgen-
den Zielsetzungen: 
"...Entweder das Parkhaus 1 Stockwerk niedriger planen/absenken und (!) von den Baudenkmalen 
"Herz-Jesu-Kirche", Kath. Kirchenplatz 8 u. "Direktionsvilla", Kath. Kirchenplatz 9 mind. 15 m  
abrücken oder einen Alternativstandort suchen..." 
Eine Behandlung im Bayer.  Landtag wird Anfang Mai 2025 erwartet. 
 
Die erforderlichen Fachdienststellen innerhalb der Stadt Erlangen wurden beteiligt. Über den Bau-
antrag ist abschließend noch nicht entschieden. 
 
Das geplante Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes  
Nr. 202 der Stadt Erlangen und außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen. Das Baugrund-
stück ist dort als Straßenverkehrsfläche festgesetzt – vgl. Anlage 3 Auszug BPlan. 
Nach Mitteilung des Stadtplanungsamtes der Stadt Erlangen wird an der vorgesehenen Straßen-
planung als städtebauliches Ziel nicht weiter festgehalten. Die entsprechende Festsetzung wäre 
damit funktionslos geworden. In Anbetracht des bekannten Stellplatzmangels des Uniklinikums 
Erlangen ist der beantragte Standort für ein temporäres Parkhaus von Seiten des Stadtplanungs-
amtes grundsätzlich akzeptabel.  
 

Ö  26.2Ö  26.2
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In den letzten Jahren wurden vom UKER und dem Staatlichen Bauamt, u.a. im Rahmen der Mas-
terplanung, verschiedene Standorte für Parkierungseinrichtungen untersucht. Diese konnten aus 
verschiedenen Gründen nicht weiterverfolgt werden. Im Folgenden hier eine kurze Übersicht be-
kannter Planungsalternativen: 
 
•             Standort Hindenburgstr. 5 (ehem. Schwesternwohnheim) –  

   Bedenken / Ablehnungsgründe:  
•             Bauleitplanverfahren erforderlich: Gelände nicht kurzfristig verfügbar 
•             An- und Abfahrtsverkehr problematisch 
•             Interessenskonflikte mit angrenzenden Wohnnutzungen (Immissionsschutz) 
•             Benachbarte Einzeldenkmäler 
•             Das Gebäude wird inzwischen vom UKE als Verwaltungsgebäude benötigt und derzeit 

   entsprechend umgebaut 
 
•             Standort Philosophische Fakultät (Kochstraße) – Bedenken / Ablehnungsgründe:  
•             Gelände erst nach dem Umzug der PhilFak in den Himbeerpalast (frühestens: 2028/29) 
     beplanbar  
•             Planungskonzeption für Gesamtgelände erforderlich 
•             Bauleitplanverfahren erforderlich 
•             Standort nicht kurzfristig verfügbar 
 
•             Standort Aromagarten – Bedenken / Ablehnungsgründe: 
•             Lage im Außenbereich 
•             Lage im Überschwemmungsgebiet HQ 100 
•             Lage im Landschaftsschutzgebiet 
•             Lage im Regionalen Grünzug 
•             Bauleitplanverfahren erforderlich 
•             Nach Austausch mit der Regierung von Mittelfranken wurde das Vorhaben als nicht  

   realisierbar eingestuft 
 
•             Standort Palmsanlage II (südlich des Aromagartens) – Bedenken: 
•             Lage im Außenbereich 
•             Lage im HQ 100 und am Rande des Überschwemmungsgebietes  
•             Lage im Landschaftsschutzgebiet 
•             Lage am Rande des Regionalen Grünzugs 
•             Schwierigkeiten bezüglich der Erschließung (An- und Abfahrtsverkehr) 
•             Benachbarte Einzeldenkmäler oberhalb der Hangkante 
•             Probleme bezüglich benachbarter Wohnnutzungen (Immissionsschutz) 
•             Bauleitplanverfahren erforderlich 
•             Realisierung offen bzw. äußerst schwierig, Standort zumindest nicht kurzfristig verfügbar 
 
  
Die zukünftige Bebauung des hier zu betrachtenden innerstädtischen Standortes des Universitäts-
klinikums Erlangen -UKER- richtet sich nach einem zwischen UKER und der Stadt Erlangen abge-
stimmten Masterplan. Bedeutsam sind die im Norden bereits vollständig oder teilweise errichteten 
Bauten des ZPM (Max-Planck-Institut) und TRC II, III und IV. Ebenso sind die zukünftigen Standor-
te für die Neubauten der Kopfkliniken Gegenstand des Masterplans, gleichfalls der verbliebene 
ehem. Patiententrakt und das ehem. Verwaltungsgebäude der ehem. Heil- und Pflegeanstalt. 
 
Wesentliches städtebauliches und freiraumplanerisches Ziel und Bestandteil der Masterplanung 
UKER ist die Freihaltung des mittig liegenden, zukünftigen Grünzuges. So hat der Stadtrat der 
Stadt Erlangen am 08.12.2016 folgenden Grundsatzbeschluss zum Nordgelände des UKE gefasst: 
„Bei der Überplanung des Geländes ist aus städtebaulicher Sicht von hoher Bedeutung, dass der 
Grünzug vom Schlossgarten über den Maximiliansplatz bis zur Schwabachaue weiterentwickelt 
wird.“ 
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Gleichfalls haben die Stadt Erlangen, der Bezirk Mittelfranken und der Bezirk Oberfranken einen 
Ideenwettbewerb für einen zukünftigen Erinnerungs- und Zukunftsort Heil- und Pflegeanstalt  
Erlangen ausgelobt. Aufgabenstellung dabei war es, einen Rahmen für einen künftigen Erinne-
rungs- und Zukunftsort Heil- und Pflegeanstalt Erlangen vorzuschlagen und aufzuzeigen, wie an 
dem historischen Ort und im weiteren Stadtgebiet über die Geschehnisse aufgeklärt und die Ge-
schichte in geeigneter Weise sichtbar gemacht werden kann. Teil dieses geschichtserläuternden 
Ortes und seiner Darstellung ist der Grünzug als Herzstück und verbindendes Element der Erinne-
rungskultur. 
                 
Ein vom Bayer. Landesamt für Denkmalpflege alternativ vorgeschlagener und auch vorher bereits 
stadtintern betrachteter Standort liegt inmitten des sowohl nach dem Masterplan des UKER als 
auch des Wettbewerbes für den Erinnerungs- und Zukunftsort vorgesehenen Grünzuges. Sollten, 
aus welchen Gründen auch immer, zukünftig Gedanken aufkommen, die Standzeit des temporär 
beantragte Parkhaus zu „verlängern“, bestehen seitens der Stadt Erlangen gravierende Bedenken, 
dass damit das grundlegende städtebauliche und freiraumplanerische Ziel des Grünzuges auf  
lange Sicht nicht mehr umgesetzt werden könnte. Dies betrifft sowohl den Grundsatz des durch 
o.g. Stadtratsbeschluss vorgegebenen Grünzugs im Masterplan als auch den Erinnerungs- und 
Zukunftsortes der ehem. Heil- und Pflegeanstalt und würde beide Prozesse und Ziele konterkarie-
ren. 
 
Der vom UKE beantragte Standort nördlich der Herz-Jesu-Kirche birgt in der Abwägung der zu 
wertenden Umstände hingegen den „Vorteil“, dass bei baulicher Umsetzung der Neubauten der 
Kopfkliniken das Parkhaus tatsächlich nicht stehen bleiben kann. Somit die temporäre Beantra-
gung durch das UKE plausibel ist. Insgesamt fügt sich damit das städtebauliche und freiraumpla-
nerische Ziel mittelfristig wieder in das Gesamtkonzept. 
 
Das UKER ist durch strategische Entscheidungen sowohl der Stadt Erlangen als auch des UKER 
an den Standort im Innenstadtbereich der Stadt Erlangen gebunden. In diesem innerstädtischen 
Kontext besteht damit zwangsläufig bei Bauvorhaben des UKER eine Konfliktsituation zum denk-
malgeschützten Ensemble Altstadt-Neustadt und verschiedenen Einzeldenkmälern.  
Das UKER stellt an dem Standort eine weit über die Grenzen der Stadt Erlangen hinausreichende, 
hervorragende medizinische Versorgung der Bevölkerung sicher und ist eng verknüpft mit weltweit 
bedeutsamen Forschungseinrichtungen. Sowohl für die zu versorgenden Menschen, Besucher als 
auch die Mitarbeitenden fehlt es an standortnahen Möglichkeiten zum Parken. Die Untersuchun-
gen für Alternativstandorte eines Parkhauses sind von Seiten des UKE angestoßen aber noch 
nicht abschließend mit der Stadt Erlangen abgestimmt. In diesem zeitlichen Delta soll der temporär 
beantragte Bau die dringend erforderlichen Stellplätze anbieten. 
 
In der Abwägung zwischen den Belangen insb. des Denkmalschutzes und der herausragenden 
Bedeutung der medizinischen Versorgung der Bevölkerung der Stadt Erlangen und weit darüber 
hinaus gehender Regionen, kann hier der Belang des Denkmalschutzes temporär zurückgestellt 
werden. Insb. zur Herz-Jesu-Kirche steht das geplante Bauwerk im Norden und beeinträchtigt  
weder deren Belichtung noch Belüftung, die gesetzlichen Abstandsflächen sind eingehalten.  
Betrachtet man den Zeitstrahl der „Geschichte“ und die Standdauer der Bauwerke, einschl. der 
Denkmäler, wird diese kurze „Episode“ nicht wahrgenommen werden. Die sicher gewichtigen  
Belange des Denkmalschutzes dürfen in diesem Fall nicht dazu führen, dass ein für die überregio-
nale medizinische Versorgung der Bevölkerung erforderlicher Baustein temporär nicht errichtet 
werden kann. 
 
Eine Vorlage im Baukunstbeirat scheidet aufgrund der temporären und systemisch angelegten 
Planung bzw. realen Versetzung nach Ablauf der 10-jährigen Genehmigung aus.  
 
Die Stadt Erlangen beabsichtigt, die beantragte Baugenehmigung zu erteilen. 
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 Seite 4 von 4 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

 
3. Prozesse und Strukturen 

(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

 
4. Klimaschutz: 

 
Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 
  ja, positiv*  
  ja, negativ*  
  nein  

 
Wenn ja, negativ: 
Bestehen alternative Handlungsoptionen? 
 

   ja*  
   nein* 

 
*Erläuterungen dazu sind in der Begründung aufzuführen.  
 
 
Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alter-
native Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung 
vorgeschlagen werden soll, ist eine Begründung zu formulieren. 

 
 
5. Ressourcen  

(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen: Lageplan 
  Schnitt 
  Auszug BPlan 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Anlage 1 – Lageplan 

 

Ö  26.2Ö  26.2
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Anlage 2 Schnitt 

 

Ö  26.2Ö  26.2
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Anlage 2 – Auszug Bebauungsplan Nr. 202 

 

Ö  26.2Ö  26.2
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Grüne Liste  Rathausplatz 1  91052 Erlangen 
 
 
Herrn 
Oberbürgermeister 
Dr. Florian Janik 
Rathausplatz 1 
91052 Erlangen 
 
 
 
 
 
 
 
 
Antrag: Parkhaus neben Herz-Jesu-Kirche 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 
das Universitätsklinikum hat auf dem Gelände nördlich der Herz-Jesu-Kirche die Errichtung 
eines Parkhauses mit 450 Stellplätzen beantragt. Es besteht Handlungsbedarf zur Schaffung 
von Stellplätzen für das Klinikum. Gleichzeitig besteht die Notwendigkeit, diese Stellplätze 
stadtverträglich einzuordnen. Am vorliegenden Standort ergeben sich Fragen zur 
denkmalpflegerischen und stadtgestalterischen Verträglichkeit und Fragen hinsichtlich der 
Machbarkeit der verkehrlichen Erschließung. Der Standort ist in der Masterplanung 
Universitätsklinikum darüber hinaus nicht als Standort für ein Parkhaus vorgesehen, das 
vorgesehene Baufeld ist von der Herz-Jesu-Kirche deutlich weiter abgerückt. 
 
Im Beschluss OBM/014/2023 vom 25.04.2023 heißt es u.a. zum Städtebau / Denkmalschutz: 
"Neubauplanungen müssen sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung in die nähere 
Umgebung einfügen. Auf Einzeldenkmäler und Denkmalnähe ist Rücksicht zu   
nehmen.", konkret für das Nordgelände: "Erhalt der Einzeldenkmäler, Abstand und 
Höhenentwicklung der Neubauten zu vorhandenen Denkmälern, Abstimmung der 
Neubebauung bezügl. Fassadengestaltung in der Nähe von Baudenkmälern, 
Berücksichtigung von ggf. vorhandenen Bodendenkmälern". 
 
Der Bauantrag ist bereits gestellt, daraus ergibt sich dringender Informations- und 
Handlungsbedarf. 
 
 
Wir beantragen: 

• Der Stadtrat wird über den aktuellen Sachstand des Verfahrens informiert. 

Rathausp la tz 1  
91052 Erlangen  

te l 09131/862781  
buero@gl-e rlangen .d e  

gl-erlangen .d e  

Erlangen , den  20.11.2024 

Antrag gemäß § 28/ § 29 GeschO 
Eingang: 22.04.2025 
Antragsnr.: 032/2025 
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen 
Zust. Referat: Klärung durch RB 
mit Referat:  

Ö  26.2Ö  26.2
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• Vor dieser Information wird keine Baugenehmigung erteilt.  
• Das Vorhaben wird dem Baukunstbeirat vorgelegt, Ziel ist eine stadträumliche und 

bauliche Gestaltung, die den Baudenkmalen Herz-Jesu-Kirche und ehem. 
Direktorenvilla Rechnung trägt. 

• Die Verwaltung erläutert, wie die verkehrliche Erschließung des Vorhabens erfolgt 
und welche Konsequenzen sich für andere mögliche Parkhaus- / 
Tiefgaragenstandorte des Universitätsklinikums ergeben. 

• Die Verwaltung erläutert, inwieweit das Vorhaben mit der vorhandenen Beschlusslage 
vom 25.04.2023 vereinbar ist.  

 
 
 
gez. Kerstin Heuer, Sprecherin für Planen und Bauen 
gez. Marcus Bazant, Fraktionsvorsitzender 
 
 
 
F.d.R.: Wolfgang Most (Geschäftsführung) 
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Ö  26.2Ö  26.2
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Ö  26.2Ö  26.2
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Grüne Liste, Rathausplatz 1, 91052 Erlangen 

Herrn 
Oberbürgermeister Dr. Florian Janik 
Rathausplatz 1 
91052 Erlangen 

Dringlichkeitsantrag zum Stadtrat am 30.04.2025: 
Baustelleneinrichtung Schlosssanierung 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 

das Erlanger Schloss ist eines der bedeutendsten Baudenkmale der Innenstadt. Es ist sehr erfreulich, 

dass seine Sanierung nun bevorsteht. Schloss- und Marktplatz sowie der barocke Schlossgarten mit 

seinem wertvollen Baumbestand sind als größte innerstädtischen Plätze bzw. größte Freifläche in vielerlei 

Hinsicht von herausragender Bedeutung für die Stadt. Vor diesem Hintergrund ist die Entscheidung zur 

Verortung der Baustelleneinrichtung von großem öffentlichem Interesse. Eine solche Entscheidung sollte 

daher mit der nötigen Transparenz und unter der Einbeziehung aller Stadträt:innen gefällt werden. 

Damit dies möglich ist sollte der Stadtrat auf einer fundierten Informationslage entscheiden. 

Diese ist derzeit nicht ausreichend gegeben. Im Bericht des staatlichen Bauamts in der UVPA-Sitzung 

vom 08.04.2025 stellte sich heraus, dass dieses eine Baustelleneinrichtung auf dem Schlossplatz nicht 

abschließend prüfen konnte, da die Nutzung des Schlossplatzes von Vornherein durch die Stadtspitze 

ausgeschlossen wurde. Eine ähnliche Aussage traf die bayerische Staatsregierung auf eine Anfrage im 

Bayerischen Landtag. 

Daher beantragen wir, 

• dem staatlichen Bauamt den Schlossplatz als Fläche für die Baustelleneinrichtung 

Schlosssanierung anzubieten, damit eine ausgewogene Prüfung aller Möglichkeiten erfolgen kann. 

Antrag gemäß § 28/ § 29 GeschO 
Eingang: 24.04.2025 
Antragsnr.: 034/2025 
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen 
Zust. Referat: VI 
mit Referat:  

Ö  26.3Ö  26.3
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• Nach der Prüfung soll dem Stadtrat so schnell wie möglich ein fundierter Variantenvergleich zur 

Verfügung gestellt werden, auf dessen Grundlage dann final über eine Bereitstellung des 

Schlossplatzes entschieden werden kann 

Zur Begründung der Dringlichkeit: 

Um keine weiteren Verzögerungen im Zeitplan der laufenden Planungen zu verursachen, muss diese 
Entscheidung zeitnah gefällt werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Für die Fraktion GRÜNE/Grüne Liste gez. Marc Urban, Sprecher für Kultur und Freizeit gez. Eva 
Linhart, stv. Fraktionsvorsitzende gez. Andrea Winner, Fraktionsvorsitzende 

Für die ÖDP-Fraktion gez. Joachim Jarosch, 
Fraktionsvorsitzender 

Für die Stadtratsgruppe erlanger linke gez. Lukas Eitel 

 
F.d.R.: Wolfgang Most (Geschäftsführung 
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Grüne Liste  Rathausplatz 1  91052 Erlangen 
 
 
Herrn 
Oberbürgermeister 
Dr. Florian Janik 
Rathausplatz 1 
91052 Erlangen 
 
 
 
 
 
Antrag: Baustelleneinrichtung Schlosssanierung 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 

im UVPA am 08.04.25 hat das staatliche Bauamt Amberg erwähnt, dass eine Planung zur 

Baustelleneinrichtung auf dem Schlossplatz ausgearbeitet wurde.  

 

Wir beantragen,  

• diese Planung dem Stadtrat vorzustellen.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
gez. Kerstin Heuer, Sprecherin für Planen und Bauen 
 
 
 
F.d.R.: Wolfgang Most (Geschäftsführung 

Rathausplatz 1  
91052 Erlangen 

tel 09131/862781  
buero@gl-erlangen.de 

gl-erlangen.de 

Erlangen, den 28.04.2025 

Antrag gemäß § 28/ § 29 GeschO 
Eingang: 28.04.2025 
Antragsnr.: 037/2025 
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen 
Zust. Referat: Klärung durch RB 
mit Referat:  

Ö  26.3Ö  26.3
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